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Jnu land. 


Berlin den 21. Juli. Se. Majeftät ber König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem bei dem Land⸗ und Stadtgerichte zu Worbis fungirenden Land- und Stadt⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Gerling und dem Ober⸗Landesgerichts⸗Aſſeſſor Dau bert den 
Charakter als Land⸗ und Stadtgerichts⸗Rath zu verleihen. 

Der Königliche Hof hat die Trauer für Ihre Königl. Hoheit die verwittwete 
Frau Kurfürſtin von Bayern auf 14, Tage angelegt. 

Der Fürſt Kon 
abgereiſt. 
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. Poſen, 22. Juni. Unſere Leſet nden den en o eben zugegangenen 
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reſpectiven Verſammlungen in Berlin und Fran 15 6 
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bach (om eue Preußiſchen Verfaſſungsfrage ihre Stimmen abzugeben 


Beziehung ſich verpflichtet halten, bei ihrem Sonderinttreſſe als ſtörend 
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mente bei dieſem Werke aufzutreten. 5 rear ea 


bevor die Verfaſſungsfrage berathen und ieden 
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Stimmrecht in dieſer Angelegenheit als nicht Betheiligten verſagen,“ 


regie untung wolle für ihre ſpäteren Zuſammenkünfte und den Sitz der Reichs⸗ 
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Verfaſſungscommiſſton der National⸗Verſam 


entſcheiden, der noch vor das 
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a N i ze, — Mögen nun die 
walhen Erſch ichtlichen, und auf die Dalter ſelbſt von keiner Seite wünſchens⸗ 
wähnten Eſchlaffung des öffentlichen Beiſtes in den von mir ſchon früher er 


wnrde Mace de, revolutionäre Geiſter wenig aufmunternden Ertigniſſe 


für fn gef 
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95 RBB Ken a 9acac und ſich vereinigt haben, bis ein Preß⸗ 
r ie hieſtgen Stragehecen ihre ephemere politiſche Lockung verloren, 
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ſtantin Suzzo, Statthalter der Wallachel, ift nach Wien 


ſungs⸗-Urkunde“ zu verwandeln. Un wahr 
03 f 3 
59 


nlaßt, an i Bi 
ichen 3 — die eben ſo dringende als ergebene Bitte zu 


wochen aß. B Seh 


giebt weitere Zuſätze, zu der erwähnten Erläuterung und geht 


1 di äufe und 
die ohne Unterlaß leicht bewegliche Volksgruppen anzog und 7 ee 
Demonſtrationen ftets friſche Rekruten in Vereitſchaft hielt. No eee J 
aber iſt der Umſtand, daß überhaupt die „Vollkraft“ unſeres A a — 
der in den Plänen der Anarchiſten die hoffnungsvollſte Rolle zugetheilt ! u Bun 
für den Augenblick nicht in gleichem Maaße, wie früher, zu Gebote ſteht, Reh 3 
dem man einen Theil der Ueberſchüſſe an die Oſtbahn verpflanzt und Mi EN 
am hieſtgen Ort in ſowohl dem allgemeinen, wie dem eigenen *) Vortheil er⸗ 
ſprießliche Kanäle vertheilt hat. 0 N nge 

Berlin. Die Stellung, welche Preußen zu Deutſchland einzuneh⸗ 
men hat, iſt eine ſo ſchwierige, und die von Frankfurt aus an daſſelbe geſtellten 
Forderungen in den Opfern für ſeine Selbſtſtändigkeit ſind ſo ungemeſſener 
Art, daß es dem Minifterium, welches Preußen für Deutſchland zu erhalten 
bemüht fein muß, auch nicht möglich geworden iſt, ſich mit dem Prof. Roſen⸗ 
kran über die allgemeinen politiſchen Fragen zu vereinigen; er befindet ſich 
etwa in demſelben Falle wie Hr, Rodbertus. Während des auf dieſe Weiſe 
noch fortdauernden Interimiſtikums verdient ſich der Präſident Hr. v. Laden⸗ 
berg durch feine wahrhaft aufopfernde Thätigkeit eine allgemeine und vorzüg⸗ 
liche Anerkennung; ſelber ins Miuiſterium zu treten, ſoll er abgelehnt haben, 
doch wird er jedem folgenden Miniſter ein unentbehrlicher Direktor ſein, weil 
Keiner, wie er, ſeit Jahren den Gang der Geſchäfte in gleicher Weiſe geleitet 
hat. Wer etwa nun für die Belegung, des Miniſteriums der geiſtlichen ꝛc. An⸗ 
gelegenheiten in Frage kommen könnte, iſt durchaus noch nicht bekannt, und die 
Aufgabe, welche daſfabe zu löſen hat, eine dermaßen ſchwierige, daß die Wahl 
eine befondere Sorgfalt erheiſcht. Preußen, der Staat der Intelligenz, ſucht 
Wochen und Monate lang nach einem befähigten Unterrichts⸗Miniſter! — Dir. 
Verfaſſungs⸗Commiſſton wird zu Anfang der nächſten Wage eie Derfafun „ 
Urkunde, vollſtändig redigirt, den Abtheil, überweifen, um ſodann te 
Wahl⸗ und Preßgeſetz in Erwägung zu nehmen. 1700 e ak 1415 70 30 
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f von Gottes Gnaden“ gestrichen und vorgeſchlagen habe, daß ſich der 
e N 8 55 ee Brend Ah: nur die Zeichen ic. ic.“ fee e. 
k. Titel find in der Verfaſſungs⸗Urkunde zur Streichung beantragt worden. 
Der Eingang der Verfaffungs⸗Urkunde lautet demnach nach e 

n fon: „Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, önig 
von Preußen thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wit mit den u. f. 
w. ae Beſchlüſſe verdienen hierbei der Erwähnung: 1) D as Richteramt iſt f 
mit der Verwaltung eines andern beſoldeten Staats⸗Amtes unvereinbar 2) die 
Verleihung von Titeln, welche nicht unmittelbar mit dem Amte verbunden find, 
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wie nos Orden und die Zuwendung von Gratiſikationen an a eee 


ft. — Wie man jetzt beftimmt verſichern hört, werden am nächten Sonntag 
1000 Dan der 1 5 47 75 Schutzwehr (Conftabler) den Dienſt antreten. 
die Deganifation des neuen Inftituts IM militäriſch: an der zus. DIE IE 
erſt, Sr. Kaiſer, ein als u e ene, Mann, unter 
FC 
anttitt den Städt den nde Zu d r pieftgen ſtädtiſchen Kämme 
ſtelle haben ſich nicht weniger als neununddreißig Werfonen gemeldet. Die 
Prüfungs⸗Deputation der Stadtverordneten hat davon ſieben auf eine Wahl⸗ 
Lite geſetzt. Die Wahl ſelbſt fol bis zum 28. d. M. ſtattfinden. — Seit dem 
Anfang dieſer Woche gehen die Beiträge zu der freiwi ligen Staats⸗Anleiht, 
welche im Ganzen bis dahin etwa 2 Mill. Thlr. eingetragen hatte, ſehr teich“ 
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ti) ‚bier ein. — Darch die maßgebenden Beftinmungen des neuen Peu⸗ 
ſtons-Etats find im Staatshaushalt endlich rinige der fo nothwendigen Er⸗ 
ſparungen möglich geworden, wie denn 3. B. die Miniſter v. Kamp und v. 
Werther in ihren Penſtonen danach firiet worden find: Letzterer bezog be⸗ 
kannflich bis zum 1. Juli d. 3. ein Ruhegehalt ic. von über 18,000 Thalern, 
welche et denn doch bis auf 3000 ermäßigt find. — Reiſende, welche aus Süd⸗ 
Deutſchland kommen, verſtchern, daß dort die gereizte Stimmung gegen Preu⸗ 
Ben bedeutend im Abnehmen fei, indem man endlich ER PR a 4 daß 
Deutſchland ohne Preußen nichts, mit Preußen aber Alles ſei, und daß die in⸗ 
nige Verbindung Süddeutſchlands mit dieſem mächtigen und intelligenten Staate i 
vor Allem erſtrebt werden müſſe. Dieſe verfohnende St mung giebt ſich fegt 
auch in der deukſchen Nationalverſammlung kund. Shore, Sp." 5 
„ lu, den 49. Jul. neter Branffürt geh und ſo eben die Rächtſch an 
daß unſer Abgeordneter bei der Deutſchen National⸗Verſammlung, Hert Fr. RA, 
veau, auf dem Gute des Abgeordueten Gutherz bei Wien noch immer mant dar 
niedetliegt. . an % e eden ee 
Frankfurt a. M., den 17. Juli. 39 ſte Sitzung der Dperlangt, 
National⸗Verſammlung am 15. Juli. (Schluß.) Vo eammlung; 
daß der Krieges Minifter! zu erſcheinen eingeladen werde. 5 Präſidenten 
geht auf den Antrag ein. (Nach einer ſpäteren Ne urvewatd: 
hat der Kriegs⸗Miniſter nicht aufgefunden werden kännen) de wenka 
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dieſe zu ermächtigen, die in jenem Berichte und dem bemerkten Zuſatze bean⸗ 
tragte Vermehrung der Deutſchen Streitkräfte nach dem Satze von zwei Pro⸗ 
cent der jetzigen Bevölkerung in Ausführung zu bringen. Vom Präfidenten 
wurde eine nicht unbedeutende Anzahl von Anträgen, zum großen Theil auf 
motivirte Tagesordnung gehend, verleſen. Reh von Darmſtadt: Deutſchland, 
auf zwei Seiten an mächtige Nachbarn gränzend, bedarf einer größeren Wehr⸗ 
haftigkeit als dieſe, welche beide zum Theil ihre Gränzen an ſich geſchützt haben. 
Die Veranlaſſung des Beſchluſſes, welcher vorausſichtlich Widerwille hervorru⸗ 
fen wird, darf man nicht dem Reichsverweſer aufbürden. (Beifall.) Hagen 
von Heidelberg iſt gegen den Ausſchuß. Es iſt allerdings eine größere Kampf⸗ 
rüſtung nothwendig, aber auf dem Wege der Volksbewaffnung. Es muß auch 
eine militairiſche Einheit unter dem Reichsverweſer hergeſtellt werden und dann 
iſt Deutſchland mächtiger dadurch, als durch die Heeresvermehrung. Der 
Präſtdent verlieſt einen Zuſatz⸗Antrag von Rieſſer aus Hamburg, daß bei der 
beabsichtigten Aushebung ohne Berückſichtigung der bisherigen Exemptionen und 
Privilegien verfahren werden ſollte; ſodann einen Zuſatz⸗Antrag Wernher's 
von Nierſtein, daß bei der Ausrüſtung der neu aufzufordernden Mannſchaft 
aller militaitiſche Prunk fallen und die Einfachheit der künftigen Bürgerwehr 
ſtattfinden foll, zu der die Verſammlung die beſchloſſene Maßregel nur als einen 
Uebergang betrachtet. von Radowitz geht auf die Einwände ein, daß die 
bei dem Volke unbeliebte Vermehrung der ſtehenden Heere zu koſtſpielig und 
ohne nachgewieſene Bedürfniſſe ſei. Die Mehrkoſten werden, wie bereits er⸗ 
wähnt, nicht ſo bedeutend ſein, da nicht das ganze Heer ſtets präſent gehalten 
werden ſoll. Es handelt ſich nur um ein Landwehr⸗Syſtem, welches Preußen 
bereits einmal gerettet hat. In den Deutſchen Staaten treffen an Koften für 
das Militairweſen 14 Thlr. auf den Kopf, in dem republikaniſchen Frankreich 
27 Thir. Man verlangt die aufzuwendenden Summen für Hebung der Ins 
duͤſtrie, aber man vergißt, daß die Induſtrie nur bei innerer und äußerer Si⸗ 
cherheit beſtehen kann. Der Redner verweiſt ferner auf die unzuverläſſige 
Freundſchaft Frankreichs als Vater der Heeresverſtärkung. 


Viſcher von Tübingen macht darauf aufmerkſam, daß eine Aus hebung 
wie fie der Ausſchuß⸗Avtrag vorſchlägt, an vielen Orten als ein Eingriff in die 
Hütte, als eine Losreißung vom Heerde wird betrachtet werden. Wer die Volks⸗ 
bewaffnung verlangt, will nicht blos anarchiſche Haufen, ſondern daß dieſelbe 
dem bisherigen vernachläſſtgten anarchiſchen Zuſtande entriſſen werde. Man 
foll vor Allem einen Umriß guter Volksbewaffnung geben und ſodann vorläufig 
das erſte Aufgebot einüben und bereit ſtellen. Was die Koſten 19 0 „fo kön⸗ 
nen bei einem gewiſſen Steuer⸗Betrag die Koſteu der Bewaffnung von dem 
Wehrmann ſelbſt beſtritten werden. Der Ausſchuß wird den Entwurf, mit 
dem er ſich nach feiner Verſicherung ſchon beſchäftigt, bald vorlegen können. 
Der Redner beantragt, daß von dem Ausſchuß ein auf Volksbewaffnung gegrün⸗ 
detes Wehr⸗Geſetz vorgelegt und angenommen und dann die Eentralgewlt mit 
ſofortiger Bildung des erſten Banners beauſtragt werde. von Stavenhagen 
ſpricht im Sinne des erſten Redners. 

Leue iſt für Verwerfung der Sache an den Reichsverweſer und gegen jede 
Vermehrung des ſtehenden Heeres. Ein Krieg mit Frankreich droht nichtz auch 
die in der jetzigen Regierung befindlichen Generale haben erklärt, die Freiheit 
anderer Völker achten zu wollen. Ein Kriegsfall wird nur eintreten, wenn dieſe 
anderwärts unterdrückt würde. Das Gelüſte nach der Rheingränze iſt aufgege⸗ 
ben, nachdem die Franzoſen gehört haben, daß die Rheinländer ſich die Freiheit 
ſelbſt erkämpfen und Deutſche bleiben wollen. Der Kaifer von Rußland wird 
keinen Krieg beginnen, obſchon es gefährlich iſt für ein abfolut beherrſchtes Land 
ein freies Volk neben ſich zu haben. Aber ſelbſt die Berührung im Kriege 
würde freie Ideen zurückbringen, und Rußland hält ſeine Gränzen gegen ſolche 

möglichſt verſperrt. } 
Pearl is 18 mehr gegen die Vermehrung, da dem Volke Vermin⸗ 
derung zugeſicheet worden iſt. Die National⸗Verſammlung ſoll den Volkswil⸗ 
len achten, auf dem allein ihr Anſehen beruht. (Beifall.) Fürſt Lichnowski: 
Die Angriffe gegen den Antrag betreffen den Koſtenpunkt, ſodann die Frage 
der Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit. Gegen letzteres hat man eine Reihe von 
Rednern gehört. Bei der Unterſtützung, die man von Ungarn erwartet, und 
doch nur gegen Rußland in Rechnung bringen kann, ſoll man bedenken, daß 
im Süden von Ungarn ſlaviſche Stämme wohnen, durch welche Rußland Un⸗ 
garn hinreichend beſchäftigen wird. Man hat auf das Bündniß mit Frankreich 
bingewieſen; ich glaube nicht, daß wir mit dem Händedruck, den wir erwiedern 
follen, die 300 Bataillone auflöſen werden. (Gelächter auf der Rechten Seite.) 
In Frankreich denkt gewiß jetzt Niemand an einen zweiten Kongreß von Pill⸗ 
nitz, und doch wird armirt. Glaubt man, daß fünf junge, fieggewohnte Ges 
nerale, welche an der Spitze einer fiegreichen Armee ſtehen, ſich jo leicht alle 
Kriegsgelüſte vergehen laſſen werden? Es wird ſich zeigen, ob der Diktator 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Geſchichte als militairiſcher Diktator fortfah⸗ 
ren oder als Cincinnatus zurücktreten wird. Rußland will allerdings den Krieg 
nicht, aber zwiſchen ihm und Deutſchland liegt ein Zankapfel, den Alle kennen. 
Wenn die Reorganifation von Poſen genehmigt wird und in dem reorganiſtir⸗ 
ten Theile ein Heerd der Propaganda ſich bilden wird, wird und kann Rußland 
ruhig zuſchen, bis die Polen in Riga ſtehen? i Und, werden fie zurückgeſchla⸗ 
gen, wo iſt dann die Gränze des Vorrückens für die Ruſſen. An eine Abſchaf⸗ 
fung der ſtehenden Heere iſt nicht zu denken. Die Koſten für die Armirung 
ſind nicht zu vermeiden; es fragt ſich nur, ob fie jetzt oder ſpäler, vielleicht zu 
ſpät, aufgewendet werden ſollen. (Beifall.) Wedemeyer iſt für den Kommiſ⸗ 
antrag. Schulz von Darmſtadt entwickelt feinen neulich geſtellten, jetzt 
modiſtzirten Antrag. Dieſer geht dahin, daß eine Volkswehr von 400,000 
Mann, und zwar erſtens aus den zum Kriegsdienſt tauglichen Freiwilligen, 2) 
aus dem Aufgebote der Altersklaſſen, und erforderlichenfalls bis zum achtzehn⸗ 
ten Jahre zurück, gebildet werde. Es wurde nunmehr auf immer lauteres Ver⸗ 
langen Schluß der Verhandlungen beſchloſſen. Zimmermann von Stutgart 
und Weſendonck verlangen namentliche Abſtimmung in Bezug auf den Kom⸗ 
miſſtons⸗Antrag. Es wurde hierauf zur Abſtimmung geſchritten, bei welcher 
die Anträge von Wiesner, Vogt, Viſcher ꝛc., welche anf motivirte Tagesord⸗ 
nung oder auf Berweiſung an die Centralgewalt gehen, abgelehnt, dagegen der 
Ausſchuß⸗Antrag bei 453 Stimmeuden mit 303 Stimmen gegen 149 St. ange⸗ 
nommen wurde. Jordan von Berlin erklärte ſich der Abſtimmung enthalten 
zu müſſen. Ferner wurden die Anträge von Rieſſer und Wernher von Nierftein 


Der Volkswille in Deutſchland iſt überall gegen 


soft einſtimmig angenommen. Schluß der Sitzung 34 Uhr; nächſte Sitzung 
d en 17. Vormittags 9 Uhr; Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über 
die Grundrechte. Die Dekrete in Bezug auf die (geſtern erwähnten) Ernen⸗ 
nungen der Reichs⸗Miniſter lauten folgendermaßen: 

Ich ernenne den Abgeordneten der verfaſſunggebenden Deutfchen National⸗ 
Verſammlung, Anton von Scherling aus Wien, zum Reichs⸗Miniſter des 
Innern und der auswärtigen Angelegenheiten. 


Frankfurt a. M., den 15. Juli 1848. 
Der Reichsverweſer (gez.) Erzherzog Johann 
(gez.) E. Peucker. 


Ich ernenne den Abgeordneten der verfaſſunggebenden Deutſchen Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung, Johaun Guſtav Heckſcher aus Hamburg, zum Reichs⸗ 
miniſter der Juſtizg. Frankfurt a. M., den 15. Juli 1848. 

Der Reichsverweſer (gez.) Erzherzog Johann. 
(gez.) Schmerling. 
Ich ernenne den Königlich Preußiſchen General-Major Eduard von 
Peucker aus Schmiedeberg zum Reichs⸗Kriegsminiſter. 
Frankfurt a. M., den 15. Juli 1848. 
Der Reichsverweſer (gez.) Erzherzog Johann. 
5 (gez.) Schmerling. 

Frankfurt a. M., den 17. Juni. Vierzigſte Sitzung der Deuts 
ſchen National-⸗Verſammlung. N 
bung der Abgeordneten, und die Interpellation der Reichsminiſter, wobei Jor⸗ 
dan zur Beſeitigung eines Interpellationsſiebers den Antrag ſtellt, daß eine Ins 
terpellation von vorne herein von wenigſtens 20 Mitgliedern unterftügt werden 


müſſe, wurde ſodann von Stenzel aus Breslau die Vollendung eines bereits in 


Druck gegebenen Berichts des völkerrechtlichen Ausſchuſſes bezüglich der Poſener 
Frage angekündigt. 
des Berichts geht dahin, die National-Verſammlung möge unter den obwaltenden 
Umſtänden 1) die Aufnahme derjenigen Theile des Großherzogthums Poſen, welche 

auf den Antrag der Preußiſchen Regierung durch einſtimmigen Beſchluß der Bun⸗ 


desverſammlung vom 22. Mai in den Deutſchen Bund aufgenommen worden ſind, 


wiederholt anerkennen und deshalb die definitive Zulaſſung der Poſeuer Abgeord⸗ 
neten ausſprechen; 2) die won dem Königl. Preußiſchen Commiſſair unterm 4. 
Juni vorläufig angeordneten Demarcationslinie vorlaufig anerkennen, ſich jedoch 1 
die definitive Beſchlußnahme vorbehalten; 3) die beſtimmte Erklärung von der 
Preußiſchen Regierung verlangen, daß ſie nicht nur, ſo lange der Polniſche Theil 
von Poſen unter ihrer (der Preußiſchen) Regierung ſtehe, die Deutſchen in ihrer 
Nationalität erhalten, ſondern auch für den Fall, daß jener Theil aufhören werde, 

unter Preußiſcher Regierung zu ſtehen, für ferneren Schutz ſorgen werde; 4) ber 
züglich der Petitionen aus Weſtpreußen fol auf die durch die National, Verſamm⸗ 
lung bereits gegebene Erklärung wegen des Schutzes fremder Nationalitäten Hinge- / 
wieſen werden. — Es wurde nunmehr zur Fortfetung der Berathung über 8. Z. 
der Grundrechte geſchritten. Plathner, Jahn verlangen nähere Beſiimmung 
der Ausdrücke „unbeſcholten“, „peinlich“. Wait iſt für das erſte Minoritäts⸗ 
Erachten. Die eiſte Minderheit des Ausſchuſſes will kein beſonderes Staatsbür⸗ 

gerrecht, ſie erkennt nur an, daß beſondere Rechte übrig bleiben, welche die An⸗ 

wendung des allgemeinen Staatsbürgerrechts auf den einzelnen Staat ſind. Nau⸗ 

werd verlangt den Wegfall des. Wortes „unbeſcholten““ Ehriſt aus Baden 

verlangt, — in Erwägung, daß diejenigen Rechte, welche den Inhalt des Staats⸗ 

bürgerrechts der einzelnen Staaten ausmachten, im $. 2. aufgezählt und nach §. 1. 
zum allgemeinen Staatsbuͤrgerrecht erhoben ſind; daß das Gemeindebürgerrecht 
der einzelnen Staaten nach §. 2. beibehalten wird; daß ſomit fur ein beſonderes, 

von dem allgemeinen Staatsbürgerrecht und dem Gemeindebürgerrecht verſchiede⸗ 

nes Staatsbürgerrecht der einzelnen Staaten kein Inhalt mehr vorhanden, folg⸗ 
lich der ., 3. ohne Gegenſtand iſt, — den 8. 3. zu ſtreichen. Ludwig Swar⸗ 
zenberg erinnert gegen den Vorredner, daß der $. 3. im Zuſammenhange mit 
den auderen Paragraphen allerdings einen beſondern Inhalt hat, indem er die po⸗ 
litiſchen Rechte in den fortbeſtehenden einzelnen Staaten betrifft. Der Verbeſſe⸗ 
rungs⸗Antrag des Redners verlangt: die Aufnahme in das Staatsbürgerthum 
eines einzelnen Deutſchen Staates darf Keinem verſagt werden, welcher das allge⸗ 
meine Deutſche Staatabürgerthum genießt. Andere Amendements von v. Rö nne, 


Bresgen; an der Debatte betheiligen ſich Zacharik, Grävell, Hilde⸗ 


brand, Eiſenſtuck. Beſeler ergreift das Wort zum Schluſſe als Bericht⸗ 
erſtatter des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes. Der Ausſchuß iſt in dem Falle, mehrere 
durch die Verhandlung hervorgerufene Verbeſſerungs Vorſchläge machen zu kön⸗ 
nen. Er iſt mit dem Antrage Zenetti's einverſtanden und ändert in 8.1, Deu“ 
ſches „Staatsbürgerrecht“ in Deutſches „Reichsbürgerrecht“. Es giebt dieſer 
Ausdruck auch einen Gegenſatz zu dem Staatsbürgerrecht der einzelnen Staaten. 
Durch das Reichsbürgerrecht, eine neue Beftimmung, iſt die politiſch⸗natlonale 
Einheit konſtituitt. Es umfaßt die Rechte, welche allen Deutſchen gewäßrleiftet 
werden. Der . 1. enthält das Allgemeine; $- 2. führt auf die Rechte hinuͤber, 
die in den einzelnen Staaten ſchon vorhanden waren. Was bie Nothwendigkeit 
des F. 3. betrifft, ſo geht, fo wenig die Gemeinde in den Staat aufgeht, der ein⸗ 
zelne Staat in den Bundesſtaat auf. Eben der Bundesſtaat begründet den Un⸗ 
terſchied zwiſchen ſich ſelbſt und den einzelnen Staaten. Eben deshalb muß auch 
ein beſonderes Staatsbürgerrecht beſtehen. Der Redner ging auf eine Charakte⸗ 
riſtik und umfaſſende Kritik der zahlreichen Amendements und Anträge ein, in die 
ihm zu folgen der Raum nicht geſtattet. Die Faſſungd der drei erſten Paragra⸗ 
phen des Ausſchuß⸗Antrags erhält einige Abänderungen. Die Beſtimmung be⸗ 
süglih der Wahl zur Rec sverſammlung oil, ganz dem Wahlgeſed Abeilaſſeß 


Nach kurzer Debatte über die Beurlau⸗ 


Der mit Ausnahme einer Stimme einſtimmig gefaßte Antrag 


— 
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werden. Der Schluß des 8. 24 die Beftimmung über das Proviforium und der 
Vorbehalt der zu etlaſſenden Reichsgeſeze, wird zur Vermeidung von Mifverfländ- 
niſſen anders gefaßt. Ebenſo 5. 3. Die Sitzung wurde nach 3 Uhr geſchloſſen. 
Die Abſtimmung über die erſten drei Paragraphen iſt bei der durch die Menge 
der Amendements verurſachten Schwierigkeit der Ordnung der Reihenfolge auf die 
Sitzung vom künftigen Donnetſtag, den 20. Juli, verſchoben worden. 

— Es ſcheinen bedeutende Schwierigkeiten ſich bei der Vervollſtändigung 
des Reichsminiſteriums vorzufinden. Hr. v. Schmerling hat nun auch das Portes 
ſeuille der Juſtiz für den abweſenden Herrn Heckſcher interimiſtiſch übernommen, 
ſo daß gegenwärtig ſich das Portefeuille des Innern, der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten und der Juſtiz in ſeinen Handen vereinigen. 
gegenwärtigen Kombination fremd bleiben zu wollen; 
derſelbe werde die für die Intereſſen der Volkswirthſchaft fo hochwichtige Ge⸗ 
ſandtſchaft nach Amerika erhalten. Dieſe Wahl hatte Preußen ebenfalls für ſeine 
Vertretung in Amerika getroffen; es iſt indeß zu wünſchen und zu hoffen, daß 
Hr. v. Rönne die allgemeine Vertretung Deutſchlands übernehme, da dieſelbe für 
Preußen überdieß nun überfläffig wird. Ob ein beſonderes Miniſterium für die 
Finanzen ſogleich errichtet wird, iſt noch zweifelhaft. Man ſpricht für eine 
Finanzabtheilung im Minifterium für Voltswirthſchaft unter Herrn Merk; durch 
welche die jpätere Errichtung eines Jinanzminiſteriums, das jetzt noch keineswegs 
erforderlich ſcheint, angebahnt werden würde. So erwartet man auch die Er. 
richtung einer Marineabtheilung im Kriegsminiſterium, und die Ausſetzung der 
Errichtung eines Marineminiſteriums, bis mit dem Bau von Arſenalen, Schifs 
fen ꝛc. vorgeſchritten wird. Die erforderlichen Vorbereitungen trifft jetzt die Ma⸗ 
rinekommiſſion; — ob genügend oder nicht, wird die Folge lehren. (O. P. A. Z.) 

Im Darmſtädtiſchen iſt raſch eine Kabinets⸗Kriſis eingetreten. Heinrich v. 
Gagern's Freund, der Miniſterial⸗Vorſtand Eigenbrodt, hat nach ſehr kurzer 
Leitung der Geſchafte feine Entlaſſung eingereicht. Die O. P. A. Z. bemerkt 

ierzu: „Seine Stellung war in der neueren Zeit durch die wachſende Oppofition 
im Lande ſehr mißlich geworden, um fo mehr, da bei dem allgemeinen Dringen 
auf Kammerauflöſung die Stände einem Miniſterium nicht mehr eine feſte Stütze 
leihen können. Der nächſte Grund der Kabinetsänderung iſt jedoch nicht bekannt. 
Jaup iſt aller Wahrſcheinlichkeit nach Eigenbrodt's Nachfolger. Auch in dem 
Finanz und dem Kriegsminiſterium dürften vielleicht baldige Veränderungen 


dagegen vermuthet man, 


eintreten.“ 


Karlsruhe, den 15. Juli. In Folge des Austritts des Abgeordneten 
Kapp aus der konſtituirenden Deutſchen National⸗Verſammlung iſt eine Erſatzwahl 
angeordnet und mit der Leitung derſelben Oberhofgerichtsrath Mühling beauf⸗ 
tragt worden. Als Wahlort iſt Gerlachsheim bezeichnet. 230 I» 

Auf nächſten Donnerſtag, 20. d. M., iſt uuſete vor einigen Wochen 
vertagte zweite Kaumer wieder einberufen, um in einigen Sitzungen mehrere 
dringende Gegenſtände zu erledigen. 

Zeit vertagt und bald nachher aufgelöſt 

Mainz, den 16. Jull. Unſer 
litair bewacht und die dahin führenden Straßen mußten geſperrt werden, weil 
mehrere Haufen einer ſehr geringfügigen Urſache wegen die Abſicht bethätigt hat⸗ 
ten, das erftere zu beſchadigen. In dem 1 Stunde von hier entfernten Doͤrſchen 
Zahlbach hatte bei Gelegenheit der Nachkirchweihe ein zwölfjähriger Junge die 
Republit leben laſſen, weshalb ein Polizeiagent die Militairpatrouille requirirte, 
um den Jungen zu verhaften. Die Patrouille, welche aber inzwiſchen bemerkt 
hatte, daß der Polizelagent betrunken war, arretirte ihn ſelbſt in Geſellſchaft des 
Jungen und brachte beide nach dem Stadthauſe, wo ſich alsbald Gruppen bilde⸗ 
ten, Fenſter des Stadthauſet einwarfen, und mehrere Polizeibeamten mißhandel⸗ 


ten. Den Strelfwachen gelang es endlich, die Menge zu zerſtreuen, ohne von 
den Waffen Gebrauch zu machen. 


Manheim, den 17. Juli. Heute Vormittag gegen 12 Uhr ſind die 
Heidelberger Studenten auf ihrem Auszug nach n in EN Zuge, 
le zwei und zwei, unter Vorantragung von ſchwarz- roth⸗goldenen Fahnen durch 
Sa paſſirt. Der Zug geſchah in großer Ordnung, und nach ſeiner 

ange zu ſchließen, muß es dermalen auf der Academia Ruperto-Carola am 
grünen Neckar ehe leer ausſehen. Urſache des Auszuges iſt die durch die Res 
gierung verfügte Auflöfung des dortigen demokratiſchen Vereins. Der Zug geht 
der „Deutſchen Zeitung“ zufolge nach Neuſtadt a. d. Hardt. Eine in Folge 


dieſer Maßregel nach Karlsruhe geſandte Studentendeputation kehrte eſtern un⸗ 
verrichteter Sache von dort e 
thun 


3 in der heutigen Sitzur 


Geſtern begann in der II. Kammer die Bera⸗ 
om 1. Juli-, die Einkommenſteuer betreffend, 


. 0 5 ig beendigt. Da bei der beſchloſſenen Vermeh⸗ 
Gintemm Kaſſenbeſtände ein Theil des Bedarfs im Wege einer außerordentlichen 
beiathung fe aufgebracht werden ſoll, nach dem dermaligen Stande der Vor⸗ 
dle ganze — dieſe Angelegenheit jedoch nicht wohl zu erwarten ſteht, daß eine 
rung der Stau, „Mal an die Kammer ergangene Vorlage umſaſſende Erkläͤ⸗ 
das obige Zusenden Geng werde erfolgen können, ſo hat die Staatsregierung 
kunftsmittel, um ein, dt, an 
muagemmtel fc ee die für die vorliegenden Bedürſniſſe erforderlichen Der 
N ee andererſeite aber der wünſchenswerthen 
Nach der D. Z. aud - int 10 Hit 2 
Susi in in Een etwa 120 Studenten in Heidelberg geblieben, und eine 


Hr. v. Röͤnne ſcheint der 


beiden einheimiſchen Mitbewerber aus zuſtechen. 
Dieſelbe wird dann nochmals auf einige t 


den a HI 1 74 2 8 ARE 3 176 72 
S tadthaus mußte heute Abend durch Mir 


die Kammer erlaſſen, worin das geeignetſte Aus⸗ 


| betreffenden Geſetzentwurfs keinen 
tigen Berathung des die Einkommenſteuer! 
—— e gefunden wird, daß 1) vorbehaltlich weiterer Berathugn 


der Stände über jenen Entwurf zur Zeit nur über die 88. 6 e er 
ſpezielle Berathung und Beſchlußnahme ſtattfinde, und 2) daß b e ne | 
mächtigt werde, auf Grund der angezogenen Paragraphen, im 


vorläufig uach Maßgabe der im Geſetzentwurf enthaltenen, zu dieſem ers 2 
ſoweit als für den vorliegenden Zweck erforderlich, mittels Verordnung, 0 
Bezugnahme auf die ſtaͤndiſche Zuſtimmung zu veröffentlichenden Beſtimmungen, 


von dem ſich danach ergebenden Steuerkapitale 13 Proc. alsbald zu erheben; wo⸗ 


gegen 3) die Regierung nach erfolgter ſpezieller Berathung des Geſetzentwurfs 


und genauer Feſiſtellung des Steuerkapitals ihre Vorſchläge darüber zu eröffnen 
haben würde, wie viel noch außer jenen 13 Proc. und daher wie viel im Ganzen 
an Einkommenſteuer erhoben werden ſolle, zugleich aber 4) bei Erhebung dieſes 
ferneren Steuerbetrags die nach der weiten Berathung und etwanigen Modiſika⸗ 
tion des Geſetzentwurfs nöthig werdende Berichtigung der einzelnen Steueranſätze 


und die deshalb eintretende Abrechnung mit den Steuerpflichtigen zu erfolgen ha⸗ 


ben würde. Die berichterſtattende Finanzdeputation erklart fich mit den obigen 
vier Vorſchlägen in der Staatsregierung im Allgemeinen einverſtanden, beantragt 
jedoch, daß auch die 99. 1 und 2 des Geſetzentwurfs über die Einkommenſteuer, 
als hier einſchlagend, ſchon jetzt mit zur Berathung und Beſchlußfaſſung gezogen 


werden; ferner empfiehlt zu den von der Regierung gemachten Vorſchlägen den 


Zuſatz: „Für den unerwarteten Fall, daß die Stände über die Erbebung einer 
außerordentliche Einkommenſteuer ſich nicht vereinbaren könnten, nehmen die hier⸗ 
nach erhobenen 14 Proc. die Natur eines Vorſchuſſes an, deſſen Rückvergütung 


an die Steuerpflichtigen in geeigneter Weiſe feiner Zeit von der Staatsregierung 
Tiefe beiden Anträge der Deputation fanden nach 


angeordnet werden wird.“ 
kurzer Discuſſion bei der Kammer einſtimmige Annahme. 


Von der Sächſiſch⸗Bohmiſchen Grenze, den 15. Juli. Es iſt 
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nun auch in Oeſterreich zum erſten Male der Fall eingetreten, daß ein Nichtöſter⸗ 


i um Abgeordneten des Deutſchen Parlaments nach Frankfurt gewählt 
Bi 15 een iſt dieſe Wahl auf einen unſerer Sächſiſchen Mitbürger, 
auf Dr. Heinrich Laube gefallen. Als einer der Erſten, welche ſchon ſeit vielen 
Jahren auf die gefährliche ſeparatiſtiſche Tendenz der Czechen hingewieſen und da⸗ 
für Jahre lang Spott und Angriff geärntet hatte, war er in den Deuſch⸗Böhmi⸗ 
ſchen Kreiſen nicht blos als Schriftſteller, ſondern auch in dieſer Richtung bekannt, 


und als er im vergangenen Monate zur Cur nach Karlsbad kam, richtete er da- 
durch wieder die Aufmerkſamkeit auf ſich, daß er mündlich und ſchriftlich gegen 


die Wahl zu einem conſtituirenden Landtage nach Prag auftrat und dringend die 
ſofortige Wahl zum Reichstage nach Wien anrieth. Er trat in dem Wahldiſtrikt 
als Candidat auf, wo er als „Ausländer“ Anfangs wenig Ausſicht hatte, die 


ernden Rede auf dem Ellbogener Rathhauſe 


ſiegte er jedoch ſo gründlich, daß man 
ihn mit Acclamation erwählen wollte und 


d „als d lkommiſſar au 
ſchriftliche Abſtimmung drang, daß er, als der Wah U uf 


81 Stimmen von 95 erhielt. 


wi} 13%. fg f 


Wien, den 19. Juli. 
ſteriums beauftragten proviſ 
der Erzherzog Johann, als Stellvertreter Sr. 
des Miniſteriums in folgender Wei 
des Hauſes und des Aeußern: 
Frhr. v. Dobblhof; 
Kriegs: Graf Latoutz Miniſter der Finanzen: Frhr. v. Kraus (proviſoriſch): 
Unter, Staats⸗Sekretair im Mini 
fer des Unterrichts: Irhr. v. Doblhoff (proviſoriſch); Unter⸗Staatsſekretalr 


im Miniſterium des Unterrichts: Dr. Frhr. v. Feuchtersleben; Miniſter der 
Öffentlichen Arbeiten: Ernſt v. Schwarzer. 


ſe genehmigt: Conſeils⸗Präſident, Miniſter 
Irhr. v. Weſſenberg; Miniſter des Innern: 


zielle Mütheilung: „In der ſchwietigſten Zeit unſeres jungen, freiheitlichen 


Staatslebens tritt das Miniſterium an die Spitze der Verwaltung und Hält: es 
für feine erſte Pflicht, offen und entſchieden die Orundzüge zu bezeichnen, 
welche es als leitend für fein Wirken anerkennt. Es will die dauerhafte 


Begründung der konſtitutionell⸗volksthümlichen Monarchie, auf der 2 
des geſetzlich ausgeſprochenen Geſammtwillens, indem es überzeugt iſt, 9 
eine Regierung kräftig iſt, weun ſie im Volke wurzelt; nur dadurch wird 5 107 
lich, den Staat in fortſchreitender Entwickelung zu erhalten. In der Ben u 
die Wünſche und Bedürfniſſe des Vaterlandes ſich vor allem in = 14 
der bereits erworbenen Freiheit einigen, hofft das Miniſterium, —— er Hertſceden 
durch das Vertrauen und die Mitwirkung aller Freunde des 59900 ee 
tes, im Stande fein werde, die Rechte des Volkes ne Maß ei: Mehr 00 
Angriffe zu ſchützen. Um aber die Freiheit ſtark zu machen, 6 
; llen gerechten Wünſchen und 
gierung ſtark ſein. Das Miniſterium wird mit alle i 
fi ehen; erklärt jedoch zugleich auf das Ent⸗ 
Anfprüchen des Volkes Hand in Hand gehen; erklärt — 
ſchiedenſte, ſich auf keine Weiſe irgend etwas abbriuge ’ er 


berzeugung nach mit der Freiheit und dem Wohle der Geſammtheit underkräglich 


wäre, während es zugleich als heilige Pflicht es anerkennt, die — — 
Öffentlichen Meinung immer in genaue Erwägung ju ziehen. Das 5 
erkennt vollkommen die Nothwendigkeit, bie Segnungen der 1 
heit in allen Provinzen gleichzeitig zut Geltung zu bringen, und es wird 05 
elne feier erſten Handlungen ſein, alle dazu nothwendigen Maßregeln auf das 


ſterium der Finanzen: Fthr. v. Stifftz Mini⸗ 


In einer wohl eine Stunde dau⸗ 


Auf Antrag des mit der Bildung eines Mini⸗ 
oriſchen Miniſters des Junern hat Se. Kaiſerl. Hoheit 
Majeſtät, die Zuſammenſetzung 


— 


Miniſter der Juſtiz: Dr. Alex. Bach; Miniſter des 


7 * (Wien. 318.5 
— Außer vorſtehendem Vericht enthält die Wiener Ztg. nachſtehende of fl⸗ 


S 
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Kräftigſte einzuleiten. Eben ſo iſt das Miniſterium vollkommen von der Ueber⸗ 
zeugung durchdrungen, daß Oeſterreich, als Gränzwacht der europaͤlſchen Geſit⸗ 
tung im Oſten, groß, ſtark und einig bleiben müſſe. Um aber die Idee der 
Größe und Einigkeit Oeſtetreichs, mit den vollſten Garantien ſtaats bürgerlicher 
und nationaler Freiheit verbunden, zur Wahrheit werden zu laſſen, muß das 
Miniſterium nicht allein ein Miniſterlum der politiſchen, ſondern auch der durch⸗ 
greifendſten adminiſtrativen Reform fein. In dem lebhafteſten Gefühle, daß nm 
jede Schranke des Mißtrauens zwiſchen Volk und Regierung wegzuräumen, fortan 
die redlichſte Offenheit herrſchen muͤſſe, wird die Regierung veranlaſſen, daß in 
allen nationalen Angelegenheiten der Provinzen vollkommene unparteiiſche Oeffent⸗ 
lichkeit ſtattfinde. Das Miniſterium glaubt, daß das große Ziel, welches das 
geſammte Vaterland ſeit feiner Erhebung anſtrebt, ſo wie die innige Verbindung 


Oeſterreichs mit Deutſchland, nur durch die Anerkennung der vollen Gleichberech⸗ 


tigung aller Nationalitäten im Staate erreicht und gewährleiſtet werde. Nach 
dieſen Grundſätzen handelnd, hofft das Miniſterium auf die Billigung der Reichs⸗ 
verſammlung rechnen zu dürfen.“ BR? 
Sechſte vorbereitende Sitzung der konſtitulrenden Reichsver⸗ 
ſammlung am 18. Juli. Der Alterspräſident Weiß eröffnet die Sitzung 
um 10 Uhr. Das Protokoll der 4. und 5. Sitzung wied durch den Schriſt⸗ 
führer: vorgeleſen. Nachdem die neun Abtheilungen die geprüften Wahlen der 
Verſammlung zue Annahme voegelegt, dieſe angenommen waren, zeigte ſich, daß 
bereits 202 Abgeordnete anweſend, deren Wahl anſtandlos befunden ward. 
Der Alterspräſident Weiß erklart hierauf feierlich die Reichs verſammlung, 


als konſtituirt, und fordert im Sinne des $: 6 der angenommenen Ordnung 


die Verſammlung auf, durch Stimmenmehrheit zur Wahl des Präfidenten und 
des Bureaus zu ſchreiten. Nach einer längern Diskuſſion bringt derſelbe zur Abs 
ſtimmung: ob morgen zur Wahl des Präſidenten zu ſchreiten ſei: die Abſtim⸗ 
mung geſchah mit Namensaufruf, die Mehrheit 146 (meiſt Polen und Czechen) 
dagegen, die Minorität 135, dafür. — Schluß der Sitzung 21 Uhr. 


isn Fir an ker ei ch. 105 de; 

Paris, den 18. Juli. In der geſtrigen Sitzung der National ⸗Ver⸗ 
ſammlung bat Herr Lherbette um Erlaubniß, eine einfache Frage an den 
Miniſter des Auswärtigen zu richten. Es handle ſich um das erfolgte Einrücken 
der Ruſſen in die Moldau und Walachei. Politiſche Bewegungen in dieſen Län⸗ 
dern hatten Rußland vermocht, ſein Protektoratsrecht auszuüben; ſie wurdrn ſei⸗ 
ner Politik den Vorwand darbieten, ſeit lange bekannte Entwürfe auszuführen. 
Oeſterreich und England aber ſei eben: fo ſehr, als Frankreich, daran gelegen, Ruß⸗ 
land zu verhindern, daß es nach Konſtantinopel gehe. Unter ſolchen Umſtanden 


Widerſtandsbewegung gegen Rußland ſtellen. Herr Ba ſtä die erwiederte, noch 
fehle es an ganz beſtimmten Nachrichten über die Vorgänge in den Donaufürſten⸗ 
thümern feit der Vewegung, welche Bibesco vertrieben hahe. Er bitte Lherbette, 
zu glauben, daß die Franzöſiſche Regierung keine ihrer Pflichten verſäumen, ihrem 


Grundſatze auch hier treu bleiben und die Sache der Freiheit und Unabhängigteit 


zu vertheidigen wiſſen werde. Hern Lherbette erklärte ſich durch die Antwort be⸗ 
friedigt. (Gelächter) — An der Tagesordnung war die Berathung eines De⸗ 
kretentwurfs bezüglich der an Militairpenſiouaire zu übertragenden Civilämter, 
Nach längeren Erörterungen wurde derſelbe an die Bureaur: zurückgewieſen. Der 
für dringlich erklärte Dekretrntwurf wegen des den Theatern zu leiſtenden Beiſtan⸗ 
des war au der Tagesordnung, und V. Hugo beautragte Namens der Commiſ⸗ 
ſion die Annahme, weil davon das Beſtehen der Theater abhaͤnge. Dieſe gäben 
in Paris etwa 10,000, Perſonen ihr Brod und etwa 30 Millonen Fres. würden 
durch fie jährtich in Umlauf geſetzt. Ihre Schließung ſei daher ein wahres Un⸗ 
glüct geweſen, und ihre Wiedereröffnung werde man als eine wirkſame Beruhigung 
auſehen. Nach ſeiner Anſicht würde eine Zuſammenrottung ſchwerlich einem Frei⸗ 
theater widerſtehen. (Gelächter) Die Nützlichkeit des Zuſchuſſes an die Pariſer 
Theater ſei ſomit exwieſen und er hoffe, daß die ihnen jetzt zu bewilligende Hilfe 
ſie bis zum Winter durchfriſten werde. Da dies Geld aber der Zukunſt und nicht 
der Vergangenheit dienen folle, ſo ſchlage die Commiſſian vor, ausdrücklich zu er⸗ 
Hären, daß der votirte Zuſchuß unantastbar und nicht der Beſchlaglegung ausge⸗ 
ſetzt ſein ſolle. Im Einoerſtͤudniſſe mit dem Miniſter des Junern habe die Com⸗ 
miſſion übrigens die Beiträge der den Theatern zu bewilligenden Summen hie 
und da abgeändert; das Theater Beaumarchais habe le eingeſchloſſen und daher 
komme es, daß die Geldſumme der zu bewilligenden Zuſchüſſe 690,000 Fires. 
betrage, wovon mindeſtens zwei Drittel ausſchließlich zur Bezahlung der Schaue; 
ſpieler und des ſouſtigen Perſonals verwendet werden ſollten.“ Nachdem einige 
Redner geſprochen hatten, wurden die allgemeinen Debatten geſchloſſen und die 
Hauptartikel 1 und 2 ſofort angenommen. Ueber Art. 3, welcher die Zuſchüſſe 
vor Beſchlaglegung ac, ſichert, entſpann ſich eine Erörterung, der aber bald bie, 
Annahme des Artitels und des ganzen Dekretentwurfs folgte. — Der Dekret⸗ 
entwurf in Betreff der dem Erzbiſchofe Affre im Pantheon zu errichtenden Mar⸗ 
morſäule mit Piedeſtal wurde nach längeren Debatten in der Weiſe genehmigt, 
daß eine Summe von 50,000 Frcs. für die Koſten bewilligt und feſtgeſetzt wurde, 
es ſolle eine Ausſchreibung für Anfertigung des Denkmals ſtattfiuden. 
— Die Paxiſer Berichte ſchildern die gereizte, angſterfüllte Stimmung, 
welche in allen geſellſchaftlichen Kreiſen unter den Bürgern, wie unter dem Mili⸗ 


als durch vereinzelte Verbrechen, deren 


Nicht nur mit einbrechender Nacht, 
ſei Frankreichs Politik klar vorgezeichnet; es müſſe ſich offen an die Spitze der 


tair, unter den niedern Ständen wie in den hoͤchſten Regionen der Staatsber⸗ 
waltung herrſcht. Der Oberpoſtamts Zeitung wird unter dem 14. Juli geſchrie⸗ 
ben: „Wenn jetzt wieder ein Kampf ausbräche, er würde an Schreckens⸗ ung 
Racheſeenen Alles übertreffen, was wir bisher erlebt haben. Der jetzige Zuſtaud 
kann nicht lange mehr andauern; er iſt unerträglich. Trotz der Militairgewalt, 
welche jeden Empörungsverſuch im Keime erſtickt, trotz der flehentlichen Bitten 
der extremſten Demokraten, welche das Volk beſchwören, ſich ruhig zu verhalten 
trotz der kaum ergangenen unglücklichen Kataſtrophe, welche Tauſende dem Tode 
den Spitälern und Gefängniſſen überliefert hat; trotz alledem ſind wir der Ge- 
fahr einer neuen Kataſtrophe ausgeſetzt. Die beunruhigendſten Gerüchte verbrel⸗ 
ten ſeit einigen Tagen wieder Schrecken unter den Pariſern. Man hat, wie es 
heißt, eine Verſchwörung entdeckt, welche unter andern den Plan gehabt hatte, 
der Kinder aus den Penſtonsanſtalten ſich als Geißeln zu bemächtigen, und ſie 
innerhalb der Barrikaden ſo lange gefangen zu halten, bis man günſtige Bebin⸗ 
gungen erzwungen. — Das Militair und die National-Garde würden, wenn es 
jetz zum Kampfe käme, keinen Pardon geben. Cavaignac ſelbſt ſoll geſagt ha⸗ 
ben: „um ihe Vaterland zu retten, hatten die Ruſſen Moskau verbrannt; um 
fern Vaterland zu retten, würde er keinen Anſtand nehmen, die Pariſer Vor⸗ 


ſtädte, wenn es nöthig wäre, zu demolitren.“ Der heutige Tag, der Jahrestag 


der Baſtilleerſtürmung, wurde ſchon lauge als ein ſolcher bezeichnet, an dem es 
„losgehen“ ſollte. Geſtern war noch dieſe Anſicht verbreitet. Wir hoffen, daß 
Vieles übertrieben, Vieles abſichtlich erlogen wird, um die Bevölkerung in Angſt 
zu erhalten; abet ſchlimm genug, daß es ſo leicht iſt, durch luͤgenhafte Gerüchte 
den Schrecken zu erhalten, und viel ſchlimmer noch, daß dieſe Gerüchte zum Theil 
begründet ſind!“ ien f 172101 
z Der Finanz⸗Miniſter Goudchaur hat in der geſtrigen Sitzung der gru⸗ 


tional⸗Verſammlung lauf eine au ihn gerichtete dringende Aufrage beſtimmt und 


entſchieden erklart, daß das jetzige Miniſterium die von dem vorigen Finanz⸗Mi⸗ 
niſter votgeſchlagenen Maßregeln, wonach det Staat autoriſirt werden ſollte, an 
die Stelle der Verſicherungs⸗ und der Eiſenbahn-Compaguieen zu treten und de, 
ren Eigenthum an ſich zu bringen, nicht aufnehmen, alſo die betreffenden, von 
Goudchaur zurückgezogenen Geſetz⸗Entwürfe nicht wieder einbringen wolle, weber 


jetzt, noch zu irgend einer Zeit. 


— Die Fabriken der Gobelins und von Beauvals ſollen nach Verſallles 

verlegt werden und ſowohl mehr Umfang als neue Vervollkommnunzen erhalten. 5 
Eine Correſpondenz der D. A, 31 fchildert folgendermaßen den gegenwär⸗ 

tigen Zuſtand von Paris. Jetzt handelt es ſich in Paris um nichts weniger 


rheber faßt ſtets Gegeimniß bleiben, 
oder mehr oder minder glückliche ech { er niß bleiben, 


Ve 1 „teten ken zu erwecrn, 
der allgemeine Arbeit⸗ und e ei, Ki und Noth zur olge bat 


"hellen Tage erh due ä 

br 0 : N = u} K ra 2 

liche Wrerdthaten begangen; da flützt ein Bürgergardiſt, dort zwei mobile Sir 
den; da ein Dragoner, dann wieder ein armer Infanteriſt, von der Kugel im 
Kopf oder Herzen getroffen, nieder, um nimmermehr aufzuſtehen. Geſtern war⸗ 


letzten Heldenlebens höchſt naiv erzählt hatte, in den Kanal St.⸗Martin, und 
Yen Schwimmend rettete er dene Mfer, ba ſpal⸗ 
mip einer leinen unter der Bleuſe verſteckten Hacke 

e Augen aus⸗ 


fi 1 11 N me 6 
daten fallen, man ſchreitet zu einer genauen Durchſuchung dieſes 12 a 


(gardi lche wir ſtets ſicher zählen können, dürften jetzt noch leichter 
wi dm | 700 e unte be tag g e e enn 


+ Baſtille Spektakel anfangeu, der Barrikadenbau wäre darauf mit Blites 
0 wäre, die ganze, belebteſte, induſtriereichſte ee 


den chen 398 Ia Ur der aus⸗ 
follte er ſchon ins Leben treten) mit ihren Kindern und Au räleen 


Uhr an 
nur (Ait brei Seite en ) aul 


AP 169, 


Mil Keiner heraus noch hinein. Die Patrouillen waren alle vervierfacht, 
a da kamen fie mit geſälltem Bayonnett, im Sturmſchritt, auf die un⸗ 
W igſten Fubgänger e Fort und fort, dis 6 Uhr Morgens ſchalte es: 
— er da? Qui vive? 2 er nicht das dritte Mal raſch antwortete, wurde 
hoffen; auf dem 2 durfte Keiner, ſelbſt mit einem Freipaſſe verfehen, 
dcn ſondern 2 d eib oder Kind, in Begleitung zweier Nationalgardi⸗ 
en, nur in der Co er Straße. Das ganze Quartier Montmartre, befon« 
ders — en und Montholon, mußten auf ausdrücklichen Befehl 
FR 2 De irie hell erleuchtet werden, was eigentlich nach Cavaignae's 
e daanzen Belagerungezuftandes geſchehen follte. Des Mor⸗ 
dieser auferordenti; em betreffenden Arrondiſſement mehre Todte. Der Grund 
Montmartre's S ichen Vorſichtsmaßregeln liegt in der Verſtcherung, daß in 
dea teinbrüchen und all den kleinen Häuschen ringsherum, beſon⸗ 
und Flint ellern, viel Pulver und viele Inſurgenten verſteckt, Munition 
en dort für die neue Bartholomäus nacht vergraben wären. 


i Großbritannien und Irland. 
Ueber die Garliftifchen Bewegungen in Spanien bemerkt die O. P. A. Z. 


Nach einem Schreiben aus Madrid ünden die 
officiellen und. die Privatberichte aus Eſtell . 


egierung Das Schreiben giebt ihre Verthei⸗ 


Auch daß die Karliſten geſchlagen, od i 
was die Spanijchen offiziellen B lg 1 e Sen! 


lätter anzeigen, erklärt das Schreiben für vöni 
unwahr. Die Montemoliniſten verfolgten vielmehr ganz den ſeiner Zeit 55 
Zumalacarregup entworfenen Plan, nach allen Gegenden hin Detachements abzu⸗ 
ſenden und ihre Leute mit den erbeuteten Waffen und Kleidungsſtücken zu verſor⸗ 
gen. Der Korreſpondent zeigt ih zugleich ſehr aufgebracht gegen die Spaniſchen 
Blätter und alles, was dort die Brittiſche Politik nicht billigt, und ſie wohl gar 


deſchuldigt, dieſe neue montemoliniſtiſche Schll 5 f 
befördert zu haben. ſtiſche Schilderhebung wohl gar ein wenig 


„Morning Chronicle“ meldet aus Madrid, ein geheimniß⸗ 
—— Be des Franzöſiſchen „Moniteur“ ſpiele auf Nachſuchungen an, 
Chriſtine — = 455 Hänfern gemacht worden wären, welche der Königin 
Korteſpondent mallcidg bis deber nichte gefunden habe, weil man ſich, wie der 


j Die 100,000 Lio. St. 

welche in der St. Fernandobank fehlen, ſind 5 8 Ey 
. x auch, wie d ; 5 

den Pariſer Aufſtand ver PR EAN, wie der Journaliſt weiß, für 


— Nach Berichten aus Malta vom 4. Juli war die Flotte des Admirals 
Parker *. 29. Juni mit Lebensmitteln für 5 Monaten am Bord ausgelaufen, 
kreuzte indeß bei Abgang der Nachricht noch im Angeſichte des Hafens. Man 
e, geglaubt, ſie ſei nach Neapel beſtimmt, um Genugthuung für eine 
— . welche dem Kapitain Kobrington von der Fregatte „Thetis“ 

n nzöſiſchen Admiral Baudin angethan ſein ſollte, indeß ſcheint es, 


daß die Sache zu keinen Wei i 
terungen fü 5 i r 
Reben, daß Admiral Baudin 8 nie Sarge aeg 


Forderungen vermindert haben würde, wieder 


ans zuſchiffen, ein Verlangen, in welches der Kapitain ohne Weiteres eingewilligt 
zu haben ſcheint. 


F 
Das Hauptquartier für die Republikaniſirung Deutſchlands iſt jetzt wieder 
in der Schweiz Mit Recht iſt zu rügen, daß die Neutralität des Landes unge⸗ 
ſcheut zu Angriffen gegen Deutſchland genutzt wird. 
Bundestag an de 
n Berückſichtigung finden wird. 
Pa. un dort immer wieder fammeln, um in Deutſchland mit gewaffneter 


in Biel ei 


u In demſelben wird zum Kies 
ſenkampfe aufgefordert, durch energiſche Handhabung der Gewalt und ſchonungs⸗ 


on des Vermögens aller derer, 


—— ee 
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Somm i 
S ertbeater im Odeum. 
Kefnentag den 23ſten Juli: Drei Frauen und 
— 1 Akt von Schneider. — Hier⸗ 
1 Akt v. Holbein und eine Dame; Luſtſpiel in 
dauptmann, 6 e. Zum Schluß: Der Räuber⸗ 
fiel in 1 Akt von Kees d irre mich nie; Luſt⸗ 
de d 8 8 „Casino; Soirde sicale 
V 
Bruxelir, Iundi, 24 Jaller 2 ee royal de 
eis à 3 florins dans f. & 6 heures precises. 


Musique et dans les Principaux Cargagazins de 


mutter, Johanna 


Theilnehmenden 


Erſte Beilage zur Poſener Zeitung. 


Nach kurzem aber ſchweren Leiden entſchlief 
heute Mittag fanft unf 
liebte Gattin, Mutter, 


mann, im ſo eben vollendeten 63ſten Jahre. 


ief betrübt widmen dieſe Anzeige allen 
re die Hinterbliebenen. 


Poſen, den 21. Juli 18418. 
Beerdigung den 23. d. M. Nachm. 5 Uhr. 


den 23. Juli 1848. 


N 1 Ein Aufruf an das Deutſche 
. ee 4 1 es folgt ſodann eine —— 
Volk verſpricht demſelben alle möglichen Her ace Behörden und allger 
nifation des Aufſtandes, Organiſation der tepubli 0 nd. die Offplere beg 
meine Verhaltungsregeln für die Beamten der Revolntion Lean 
Volksheeres, Alles im Sinne des revolutionairen 5 „ 
darf man in der Tagſatzung behaupten, die Flüchtlinge verhie en ien Arphen 

Die Deutſche Zeitung bemerkt in ihrem neueſten Leitartikel zu dit > en 
ganz richtig: „Wir hatten ſchon vor einigen Wochen Gelegenheit, 88 er 
der Schweizer Preſſe gegen Deutſchland einige Spalten zu widmen. r 5 
zwar damals wie heute den tollen Saturnalien, in denen ſich die 3 
Limmat und an der Aar geſielen, nicht mehr Werth beigelegt, als die ſchreibenden 
und ſchimpfenden Perſonen verdienten; wir hielten es aber für vothwendig, ein 
Treiben zu beleuchten, hinter dem ſich eine Richtung der Schweizer Politik ver⸗ 
ſteckt, die es ebenſo unbeſonnen wie einſt der Sonderbund darauf anzulegen ſcheint, 
die glückliche Ungeftörtheit der Schweizer Entwickelung von Außen zu verwirren 
und unmöglich zu machen. Dieſe neue Auslandspartei, die in den weſtlichen, 
namentlich den wälſchen Kantonen ihren Hauptſitz hat, ſpielte zwar, als ihr der 
Vorwurf vor einem halben Jahre gemacht wurde, mit vieler Ungeſchicklichkeit den 
Beleldigten und Empoͤrten; fie hat aber ſeitdem durch Worte, Thaten und Ver⸗ 
bindungen die Wahrheit jeuer Anklage ſchlagender, als wir es je erwarten konn⸗ 
ten, erwieſen. — 5 12 

Es iſt jetzt den Schweizer Staatsmaͤnnern Gelegenheit gegebeu, zu zeigen, 
daß ſie mit dieſer Minderheit intriguanter Propagandiſten, deren Ehrgeiz viel 
größer ift als ihr Patriotismus, keine Gemeinſchaft haben mögen; von Deutſcher 
Seite it endlich geſchehen, was längſt hätte geſchehen fellen, man hat ſich an den 
Vorort gewendet und uͤber das Treiben der Freiſchärler an der Deutſchen Grenze 
begründete Klage erhoben. Mag man die Gefahr, die aus ſolchem Treiben er» 
wachſen muß, allenfalls gering anſchlagen, fo erforderte es doch ſchon = er 
che Ehre, von einem Nachbarſtaate zu verlangen, daß er unter 5 195 u U 
Namen des Aſylrechts nicht fein Grenzgebiet zur 4 eg revolutionärer Um⸗ 
triebe mache. Sowenig z. B. Frankreich im Jahr 179 ein Koblenz ſeiner Emi⸗ 

ranten an der Grenze zu dulden brauchte, ſowenig ſind wir verpflichtet, dicht an 
g ſüdlichen. Grenze unſeres Vaterlandes ein Koblenz unſerer Emigration zu er⸗ 
— Frankreich hat dies eingeſehen und die Fuͤhrer des verunglückten Putſches, 
die ſich vor den Thoren Deutſchlands zu weiterer Arbeit rüſten wollten, von den 
Grenzen zuruͤckgewieſen. Wir wüßten nicht, was die Schweiz berechtigen oder 
veranlaffen koͤnnte, anders zu handeln als Frankreich.“ N 
Tagſatzung. Sitzung vom 13. Juli. (Eidg. Ztg) In dieſer Sitzung 


kam auch der 8. 26. der Traktanden, Verbot der Freiſchaaren, zur Berathung, 


und es wird, nachdem die Stände Bafelland, Glarus und Appenzell A. 
Rh. ſich wegen ihres Rückſtandes in Erlaſſung eines Freiſchaaren⸗Geſetzes entſchul⸗ 
digt und Zuſicherungen gegeben, und nachdem Baſſelland noch eine für das 


Volksblatt ober die Bremer-Zeitung geſchriebene Lobrede der Freiſchaaren 
gehalten, eine Einladung an dieſe drei Stände beſchloſſen, den daherigen Tag⸗ 


ſatzungs⸗Beſchlüſſen doch Folge zu leiſten. Luzern theilt zur Aufnahme in das 
Protokoll den Großrathsbeſchluß vom 7. Juli für die Annahme des neuen Bun⸗ 
des⸗Entwurfes mit. Zwei Schreiben des eidgenöfſiſchen Kriegsraths, die Grenz⸗ 
bewachung in Graubündten, die in Frage ſtehende Entlaſſung der Truppen da⸗ 
ſelbſt, fo wie einen Kompetenz⸗Konflikt zwiſchen der Regierung von Graubündten 
und dem Kriegsrath betreffend, werden nach langer Diskuffion dem Kriegsrathe 
zur Prüfung und zur Berichterſtattung zugewieſen. Eine Depeſche des eidgenöſ⸗ 
ſiſcheu Geſchaͤftstraͤgers in Wien zeigt an, daß er feinen Auftrag zur Erhebung 
von Reklamationen gegen die von Oeſterreichiſchen Soldaten in Graubündten ge⸗ 
ſchehene Grenzverletzung mit Erfolg erfüllt habe, indem ihm Baron von Weſſen⸗ 
berg in einer Audienz die Zuſicherung ertheilt habe, daß er ſogleich die nöthigen 
Weiſungen für Verhütung ähnlicher Vorfälle dem Feldmarſchall Radetzty und dem 
Landes⸗Oubernium ertheilen werde. ü 


— 


Marktbericht. 
Berlin, den 21. Juli. 
Weizen 46 à 50 Rthlr.; Roggen loco 24 à 28 Rthlr.; per Sept. /Okk. 253 
Nihlr.; Gerſie 21 à 23 Rihlr.; Hafer. 16 a 17 Kthlr. 
Rüböl loco 104 Rthlr., pr. Sept Okt. 10% a 3 Rthlr. 
Spiritus loco 17 Rthlr. 


Druck Uu. Verlag von W. Decker & Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henſel. a 


; ö teſanskiego 

W ksiegarni W. St skieg 
sq w zapasie wszystkie pisemka 
ulotne sprawy »ar odow£j obecnie 
dotyezace; 


ere theure, innigft ge⸗ 
Schwieger und Groß⸗ 
artin geb. Groß⸗ 


‘a mianowicie: 
1) Jeszeze Polska nie zgingla przez Boro- 
wskiego 5 sgr. 


» 1 narodowa No. 1 — 3 za pölrocze 
t 


al. 
3) Wiesniak pismo dla ludu wiejskiego wy- 
chodzi co iydzien numer po 10 fen. 
4) Dra. Eisenmana Glos za przywröceniem 
Polski 4 sgr. 
5) Polozenie obecne glos z emigracyi 4 sgr. 

6) Podanie i zaialenie o$mdziesigciu i jednego 
chlopöw kolo Poznania zamieszkalych do 
Kröla 1 sgr. 6 fen. . 

7) Zur Beurtheilung der polniſchen 846 im Groß⸗ 
betzogthum Posen im Jahre 1848. 2 Bogen 
Schreibpapier 5 fgr. 

8) W. Koscielski Widerlegung der offiziellen 
Nachweiſung d. General v. Colomb, und einige 
Worte über Aktenmäßige Darſtellung der pol⸗ 
niſchen Inſurrektion im Jahre 1848. des Ma⸗ 
jors v. Voigts-Rethz 64 Octapſeiten Schreib⸗ 

a pap. 3 ſgr. 

9) Denkſchrift über die Reorganiſation und Their 
lung des Großherzogthums Poſen von B. J. 26 
Octapſeiten 1 ſgr. 

10) Oeffentliche Stimme edeldenkender Deutſchen 
aus d. Großherzogthum Poſen 2 Bogen in Ato 


1 for. 
11) I 1 das enthüllte Poſen 1 Heft 2 ſgr. 
t 


pfen. 

12) G. Senst, der Generalſtaabs⸗Major C. v. 
Voigts-Rehtz über den polniſchen Aufftand im 
J. 1818. 2 fgr. 6 fen. 

13) Beiträge zur faktiſchen Widerlegung der mit 
H. W. bezeichneten Flugſchrift: über die neueſte 
polniſche Inſurrektion im Großherzogthum Po- 
sen 1 sgr. 

14) Haza-Radlitz v. aus Posen 6 pf. 

15) Eingabe mehrerer Einwohner der Stadt Posen 

an das Staats. Minifterium 1 sgr. 

16) Potworowski Erwiderung 6 pfen. 


„ 


Ane eingegangen find (cf. No. 145. der 
Pol. Ztg.): 78) 10 Kthlr. durch F. H. v. B. in 
Frauſtadt; 79) 50 Rthlr. vom Wirklichen Geheim. 
Rath Voß in Berlin; 80) 9 Rthlr. 6 Sgr. 
8 Pf. vom 1. Bat. 32. Ldw.⸗Regts.; 81) 14 Kthlr. 
14 Sgr. 4 Pf. ferner aus Schokken durch Prediger 
Grützmacher und Kfm. Breunig; 82) 3 Rthlr. 9 
Sgr. ferner aus Kreis Schönau. 83) 87 Rthlr. 72 
Sgr. aus Stralſund durch Gen.⸗Major v. Brandt; 
84) 23 Kthlr. 15 Sgr. ferner aus Stettin durch 
Mil.⸗OPr. v. Sydow; 85) 10 Rilr. 104 Sgr. aus 
Sagan durch Hrn. Superint. Nehmiz; 86) 341 
Rthlr. 29 Sgr. 2 Pf. Antheil an der Sammlung d. 
Gen.⸗Mil.⸗Kaſſe in Berlin; 87) 20 Rtlr. aus Bunz⸗ 
lau durch O⸗Pred. Fricke. 88) 1 Rthlr. von Fr. 
Hofr. Schl.; 89) 20 Sgr. ferner aus Stettin; 90) 
803 Rthlr. 12 Sgr. ferner durch Mad. Decker geb. 
v. Schätzel und 46 Bär: v. Bülow aus einer Lotterie 
in Berlin; 91) 10 Rtlr, von Graf Neyſſel d' Aix in 
Koblenz; 92) 15 Rthlr. 10 Sgr. durch Gen.⸗Lieut. 
Neumann in Berlin; 93) 10 Rthlr. durch Gr. Lüt⸗ 
tichau aus der Gemeinde Sepiory; 94) 9 Rtlr. 193 
Sgr. Samml. des Diſtr.⸗Commiſſ. Poſener in Rak⸗ 
witz; 95) 75 Rtlr. 24 Sgr. Samml. in Culm durch 
die HH. Lenz, Lube und Fink; 96) 130 Rtblr. aus 
einer Lotterie in Berlin durch Fr. M. v. Strang; 
97) 13 Rilr. 15 Sgr. Antheil von einer Sammlung 
in Thorn; 98) 150 Rthlr. Samml. im Kr. Demmin 
durch Landrath Heyder; 99) 8 Kthlr. 1 Sgr. durch 
Conditor Prevoſti; 100) 95 Rthlr. aus Halle durch 
H. Barnitſon. — Summa: 6777 Rthlr. 9 Sgr. 11 

Pf. — Poſen, den 22. Juli 1848. 
Die Commiſſion zur Unterſtützung Verwundeter 
und der Familien verw. und getödteter Soldaten. 


Die Gewerbe: Lotterie Ausftellung auf 


dem alten Markte im Handelsſaale. 
um Beſten armer Handwerker, deren Verhält⸗ 
niße es nicht mehr erlaubten, ſich mit Arbeiten bei 
der Lotterie zu betheiligen, beginnt Mittwoch 
den 26. Juli, und wird von dann ab eine Zeitlang 
alle Tage von Morgens 8 bis 12 Uhr, Nachmittags 
von 3 bis 7 Uhr mit Ausnahme des Dienſtags 
und Sonnabends, gegen ein Entrée von 23 
Sgr., für jeden Inhaber eines Looſes aber einmal 
gratis, zu ſehen ſein. ä 
Der Gewerbe⸗Lotterie⸗Ausſchuß des 
Handwerker: Vereins. 
Opitz, Sattlermeiſter. Waller, Nadlermeiſter. 
Macho r, Buchbindermeiſter. Berliner, Schnei⸗ 
dermeiſter. Schnierſtein, Schloſſermeiſter. Bütt⸗ 
ner, Tiſchlermeiſter. Haller, Maler. Meyer, 
Buchbindermeiſter. 
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Das dritte Deutſche Nat.⸗Liederfeſt zu 
wohlthätigen Zwecken, findet Mittwo 
den 28. d. im Odeum ſtatt. General⸗ 

robe hierzu: Dienſtag den 25. d. im Odeum, 

bends 7 Uhr, wozu die Herren Sänger freund⸗ 
lichſt eingeladen werden. 
Die Ordner des Liederfeſtes. 


Einladung. 

Dienſtag den 25ſten d. M. Nachmittags 6 Uhr 
findet im Krätſchmann ſchen Lokale eine General⸗ 
Verſammlung des Handwerker⸗Vereins Statt. Die 
geehrten Mitglieder werden daher erſucht, ſich recht 


zahlreich einfinden zu wollen, indem wichtige Gegen⸗ 


ſtände zur Berathung kommen. 

Poſen, den 20. Juli 1848. 

Im Auftrage: 
Der Ordner Waller. 


Bekanntmachung. 

Behufs Sicherſtellung der Lieferung von 24 Klaf⸗ 
tern Birken⸗, 1175 Klaftern Eichen⸗ und 200 Klaf⸗ 
tern Kiefern⸗Kloben⸗Brennholz für die hieſigen Kö⸗ 
niglichen Garniſon-Anſtalten pro 1849 durch Minus⸗ 
Licitation, wird hiermit Licitations⸗Termin auf 

Donnerſtag den Zten Auguſt c. Vor⸗ 

mittags 10 Uhr 

im Bureau der unterzeichneten Verwaltung, Schüz⸗ 
zenſtraße No, I., anberaumt, zu welchem die kau⸗ 
tionsſähigen Uebernehmungsluſtigen mit dem Bes 
merken eingeladen werden, daß die desfallſigen Be⸗ 
dingungen in dem genannten Lokale zur Einſicht lie⸗ 
gen, und im Termin eine Kaution von „I; des Lie⸗ 
ferungs⸗Objekts auſzuweiſen iſt, die von den zwei 
Mindeſtfordernden deponirt wird. 

Poſen, den 20. Juli 1848. 

Königl. Garniſon⸗-Verwaltung. 


Bekanntmachung. 

Der Neubau eines auf 896 Rthir 22 Sgr. 6 Pf. 
incl. Hand- und Spanndienſten veranſchlagten 
Schaaſſtalles, und eines auf 711 Rthlr. 4 Sgr. 7 
Pf. incl. Hand⸗ und Spanndienſten veranſchlagten 
Geſindehauſes auf der Probſtei zu Commenderie 
bei Poſen, ſoll in dem daſelbſt 

am Sten Auguſt c. Vormittags 11 Uhr 
anſtehenden Termine in Entrepriſe ausgethan werden. 

Bauunternehmer können die bei mir offen liegen⸗ 
den Bedingungen, Anſchläge und Zeichnungen zu 
jeder Zeit einfehen und ihre Entſchließungen in dem 


Termine abgeben. 8 
5 oſen, Nan 20. Juli 1848. 


Der Polizei⸗Diſtrikts⸗Commiſſarius Merk. 


Jagd verpachtung. — In Folge Verfügung 
Königl. Regierung vom Sten Juli 1848 No. 1700/6 
III. ſoul die niedere Jagd auf den Feldmarken von 
Baranowo, Suchylas und Krzyzowniki, 
ercl. Vorwerk Krug Michalowo und Marstie, auf 
6 Jahre öffentlich und meiſtbietend verpachtet werden, 
und if hierzu ein Termin ouf Freitag den 28ſten 
d. M. von Nachmittags 2 Uhr ab im weißen Adler 
auf dem Sapieha⸗Platz in Poſen anberaumt, wo⸗ 
zu Pachtliebhaber bierdurch eingeladen werden. 

Forſthaus Ludwigsberg, den 14. Juli 1848. 

Der Königl. Oberförſter. 


Bei mir findet ein beiden Landesſprachen mächti⸗ 
ger Aktuarius fofort eine Anſtellung. Anmeldungen 
können bei dem Kalkulator Herrn Becker in Pofen 
Lindenſtr. No. 6 oder bei mir perſönlich oder auch 
in portofreien Briefen, unter Vorlegung der Füh⸗ 
rungsatteſte, geſchehen. 

Kuſchen bei Schmiegel am 18. Juli 1848. 

Der Oekonomie⸗Kommiſſtons⸗Rath 
Gläſemer. 


Eine anſtändige Wittwe, welche der Landwirth⸗ 
ſchaft vorſtehen kann, auch die feine Küche verſteht, 
wünſcht hier oder auf dem Lande als Wirthſchaſterin 
placirt zu werden, auch würde dieſelbe, der ſtanzö⸗ 
ſiſchen Sprache mächtig, die Erziehung kleiner Kin⸗ 
der übernehmen. Adreſſen unter L. M. werden in 
der Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


angenommen. 
.... ˙ n —.ͤ— Bien co 


Ein geprüfter Lehrer, der geſonnen iſt, W 
eine Privatlehrerſtelle zu übernehmen, wolle SR 
ſich bei dem Organiſten Bock, Friedrichsſtr. X 


5 No. 36. melden. 


Wagen⸗ und Blumen⸗Auktion. 

Dienſtag den 25ſten Juli Vormittags von 
10 Uhr ab ſollen im Gebäude des Königl. General⸗ 
Kommando's auf der Wilhelmsſtraße ein vierfigiger 
Landauer Staatswagen mit Verdeck auf eiſernen 
Achſen, in ganz gutem Zuſtande, ſo wie auch meh⸗ 
rere Blumen- und Topfgewächſe gegen baare Zah⸗ 
lung verſteigert werden. Anſchütz. 


Oeffentliche e 
Das Dulinskiſche Grundſtück, Wa erſtraße 
No. 177/18., fol Sonnabend den 29ſſen Juli 
Vormittags 11 uhr im Adminiſtrations⸗ Bureau 
Ftiedrichsſtraße No. 30., wo die näheren Bedingun⸗ 
gen zu erfahren ſind, meiſtbietend verpachtet werden. 
Jeder Bieter hat vor Abgabe feines Gebots 30 Rilr. 
zu deponiren. Anſchütz. 


Das Hotel de Berlin in Poſen, gegenü 
Poſt und der Landſchaft 1 5 aus 10 Nane, 
einer Badeanſtalt und großem Hofraume nebſt Stal⸗ 
lungen beſtehend, iſt vom Iflen Oktober d. J. zu vers 
pachten. G. Kramarkiewicz, 
Nro. 214. Wilhelmsſtraße. 


Auf Zagörze No. 132 iſt das Grundſtück nebſt 
Garten von Michaeli d. J ab. zu vermiethen. 
Fre undt. 


Alter Markt No. 51. iſt im zweiten Stock eine 
bequeme Wohnung, wie auch Kloſterſtraße No. 18. 
im erſten Shi eine e 1 oclis ab zu 
vermiethen. as Nähere im Laden alten 
No. 51. bei Auguſt Herrmann. e 


eee e 


tes Lager von Meyer lie 


Um mit einem großen Theil mei⸗ ®_ 
nes Lagers fo ſchnell wie möglich zu 5 
räumen, habe ich von ſämmtlichen 
Artikeln große Parthieen bedeutend 8 
zurück gefeht. Beſonders mache ich iS 
ein geehrtes Publikum auf das feine 

Bielefelder und Schleſiſche Lein⸗ 
ee er, Tiſchgedecke & 

ꝛc. aufſnerkfam, da ich dieſen Arti⸗ 
kel aufgeben will. 15 
Die Preiſe find ſehr niedrig ge- 
ſtellt, und beginnt der Ausverkauf 
den 24ſten dieſes. 4 


Poſen, den 21. Juli 1848. 
Meyer Falk. 
as BEER ERSTER! 


Sonntag den 23. Juli: Großes Garten» Kons 
zert, ausgeführt von Hautboiſſen des Leib⸗Infant.⸗ 
Regts Entree à Perſon 24 Sgr. Familie 5 Sgr. 
Anfang 6 Uhr. Städtchen No. 13. Kufus. 


N 


® 
® 
® 
® 
2 


Montag, den 24. Juli: 


Gung'lſches Konzert 


im Hildebrandtſchen Garten. 


Montag, den 24ſten Juli: 
Großes Ausſchieben 


von lebendigen Gänſen, Enten und Hühnern, au 
Braten, wozu ergebenſt einladet ui nee 


Liebe Mitbürger! Auf die Angriffe der Hers 
ren Graffunder und Seger hatte ic — — 
tenmäßige Erwiderung für das Ergänzungsblatt ein⸗ 
gereicht — erhalte heute ſolche vom Redaktions⸗Aus⸗ 
ſchuß zurück, mit dem Bemerken: „fte eigne ſich nicht 
für dieſes Blatt“! — ſte wird binnen Kurzem erſchei⸗ 
nen. Poſen, den 22. Juli 1848. Haffentrug- 


den 23. Juli 1848. 
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Bericht 


des 


* 


eputirten deſſelben, fo wie die Erhaltung der Nationalität der Polen 
in Weſtpreußen betreffend. 


von Anträgen, Petiti | n al \ 
eines Theils we tionen und Protefiationen für und gegen die Einverleibung 
mit genau zuſammenbä 5 . 
gewählten Abgeor nhängende endliche Anerkennung der in demſelben Theile 
Nationalität der 


5 adurch wurde dem völkerrechtlichen Ausſchuſſe nicht nur die Verpflichtung 
gele m Thei ſelbſt gehörig zu prüfen, ſon⸗ 


' leibung der Provinz in die preußiſche Mo- 

u ER ag e * 8 0 aher din enen a zu verläugnen hätten, 

0 önlichen i i 

Aufrechthaltung der Religion, der polniſchen Sprache eee En 

ner den Zutritt zu allen öffentlichen Aemtern, Eh & di 
9 au erg Statthalters und die Thei 

„5°, welche er feinen Unterthanen zu gewähren beabſichtige, ſo wie eine 

provinzielle Verfaſſung, gleich den übrigen Provinzen ſeines Reiches. Die in 

Wien beſchloſſenen freien Verkehrsbeſtimmungen, unter den „ zum ehemaligen 


Polen nun den drei Theilun smä a 5 | 
ausgeführt. beilungsmächten gehörigen Provinzen, wurden gar nicht 


Das Großherzogthum wurde als rovinz in zwei Regierungsbezir i 
Sie BER Dofen mit 17 Kreiſen und 8 > Bein An pa war — 8 
Deueſchen a 1 0 | 8 1843 auf 790,000 Polen, 420,000 
Nachkommen vor Jahrhunderten eingewanderien chen Zum Zeit aus ben 
den Städten, mo fie faſt überall den zahlreichſten und wohlhabendsten Theil 
der Bevölkerung ausmachen. Viele Städte können als ganz deutſch angeſehen 
werden, weil fie gar keine oder eine nur ſehr wenig zahlreiche polniſche Bevölkerung 
befigen. Der polniſchen Naionalität waren freie ſtädtiſche Gemeinden mit Theil⸗ 
nahme an der Verwaltung des Gemeinweſens „überhaupt freies Bürgerthum, 
urſprünglich ganz fremd. Alle polniſchen Städte in dieſem Sinne wurden von 
. gegründet, welche ſich auch, obwohl weniger zahlreich, in einigen 
eutſchen Dörfern auf dem Lande anſiedelten. Den Polen wie den Deutſchen 
war das gleichmäßig vortheilhaft, die Könige und Grundbeſitzer begünſtigten 


8 laſſen * Koloniſten, um die vielen und ausgedehnten Wälder 
I alien, den Boden urbur zu machen und i en benen Beire 
abzugewinnen. Als die König zu mach hm einen höherer 9 


von i 
N Kanal anlegte und be fe n Jen 74 — — — 
tahe, Netzt und Warthe, die Weichſel mit der Oder und ſo auch mit der 
Elbe zu einer höchſt wichtigen Binnenſchiffa 
Jahrhunderten zwiſchen Polen und Po 


Es en im Großherzogthume find allen äßi 6 
* zuverläßigen Angaben nach, durchgehend 
Dauer, 5 wollen es auch ſein. Unſtreitig find auch fie urſprünglich aus 
durch dae er gewandert, haben ſich dann durch das Großherzogthum, wie 
big gema 4 aumte Reich zerſtreuet, überall mehr oder weniger zahlreich anſä⸗ 
wie mehrere Die religiöſe Toleranz, welche ehemals in Polen vorherrſchte, ſo 
Jahrhunderten genschaften, 
er Regel ſind * tliefdurchgreifenden Wirkungskreis in Polen gegeben. In 
obgleich ſie in ihren 5 50 Sprachen, der Polniſchen wie der Deutſchen mächtig, 
So ſind nun N 
vhältnigmäß 
en Land ri 
ten. N iR ind. Feen und Deutſche vermiſcht neben einander wohne 
ie del ber Propinz ann De Beute Bevölterung im nördtigen und le 
ens, während im Innern und Grenzen Wehpreußens, der Mark und Schle⸗ 


* 


d im öſtlichen Theile gegen das Königreich Polen 


1 5 überwiegend zahlreich if. Im Allgemeinen ift 
bin, die polntſche = * en, verhältnißmäßig gegen die 
eee bea es 5 a der polniſchen Dame 
Kopfzahl der Polen, größer als de ten Deutſchen und Polen hingen nie⸗ 

Die durch ihre Nationalitäten getrennte zen war zwischen ihnen ies 
mals innig zuſammen, ja ſchon ſeit Jahrhunderten d der Adel und jeder Pele, 
cher Unfriede. Seit der erſten Theilung Polens ſtand de und ber 
der noch von Vaterlandsliebe beſeelt war, dem Deutſchen Einführung feiner 
Preußen feindlich gegenüber. Preußen vorzüglich ſtörte durch Eger ec 
beſonders feftgeregelten Staats- und Verwaltungs » Anordnung Einrichtungen 
ſtrenge Handhabung die alten Gewohnheiten und herkömmlichen bhängigkeit 
der Polen auf das Empfindlichſte. Der bisher in der knechtigſten it f 0 220 
befindliche Bauer erhielt Schutz gegen die Willkühr des Adels, was die er 
mehr erbitterte, während die Bauern und die Bewohner der Städte fi Der 
falls in viele ihnen ſehr unbequeme preußiſche Ordnungen fügen mußten. — 

reußiſche Beamte fühlte ſich gekränkt, weil die von ihm eingeführte und g 
handhabte und hochgehaltene Ordnung von dem Polen ni t dankbar ange⸗ 
nommen und anerkannt, ihr vielmehr widerſtrebt würde. Er fühlte nicht, daß 
Alles, auch Gutes geben und aufzwingen, nicht für den Verluſt nationaler 
Selbſtſtändigkeit entſchädigen könne. Schon nach der Schlacht von Jena zeigte 
ſich der Haß der Polen durch einen allgemeinen Aufſtand und Verfagung der 
preußiſchen Beamteten. Auch mit der Errichtung des Großherzogthums Poſen 
konnte kein gutes Vernehmen hergeſtellt werden, indem damit zum Theile die 
Hoffnung auf die Herſtellung eines großen polniſchen Reichs geſtört wurde und 
der König von Preußen damals unmöglich darauf eingehen konnte, eine einzelne 
Provinz ganz ſelbſtſtändig zu organiſtren und aus feinem. Staate gewiſſermaßen 
einen Bundesſtaat zu machen. Als im Jahre 1830 die Sympathien des polni⸗ 
ſchen Adels für den Aufſtand in Warſchau Beſorgniſſe erregten und ſeitdem 

lanmäßig dahin gearbeitet wurde, durch mehrere getroffene Einrichtungen, haupt⸗ 
ſächlich durch Aufkaufen, Zerſchlagen und Vertheilen polniſcher Rittergüter an 
Deutſche, vorzüglich den polniſchen Adel nach und nach zu beſeitigen „ſtieg die 
Erbitterung deſſelben gegen Preußen und dieſe dauerte natürlich fort, obwohl 
mit dem Jahre 1840 einige Milderungen in den Anordnungen eingetreten was 
ren. Nach dem Ereigniſſe in Krakau, im Februar 1846, würde dennoch ver⸗ 
ſucht äh ie das Land in Aufſtand zu bringen, wenn das nicht gleich 

angs mißlungen wäre. 5 
wi Mit den Ereigniffen im Frühjahre des laufenden Jahres . Be⸗ 
wegung der Polen, dann auch der Deutſchen im Großherzogthum allgemein. 
Das dentſche Volk, immer voller Theilnahme für jeden Unglücklichen „hatte 
jederzeit das große Unrecht tief gefühlt, was von ſeinen Fürſten gegen die Po⸗ 
len begangen worden war. Es jauchzte bei dem Anbruche des Tages der eignen 
Freiheit auch der Wiederauferſtehung der Selbſtſtändigkeit Polens aus vollem 
Herzen entgegen. Die Deutſchen boten auftichtig die Bruderhand, um zu ſüh⸗ 
nen, was ihre Fürſten früher verbrochen. In demſelben Augenblicke aber, als 
die Polen einſchlugen, trennten ſich auch ſchon beider Nationen Intereſſe und 
Ziele. Die Polen dachten nur an dit Wiederherſtellung ihres alten Reichs, 
mindeſtens in der Landes ausdehnung vor der erſten Teilung im Jahre 
1772. Sie haben das vielfach offen erklärt und das erſtreckte ſich auch für Preu⸗ 
ßen und Deutſchland weit über das Großherzogthum Poſen, auf Weſtpreußen, 
auf die geſammte Verbindung mit Oſtpreußen hinaus. Die Deutſchen im Groß⸗ 
herzogthume dachten nur an die Polen, nicht an das Land. Sie wollten der 
verletzten und tief gekränkten Nationalität des polniſchen Volkes gerecht werden 
und dazu beitragen, daß ein freies, ſelbſtſtändiges, nationales Polen hergeſtellt 


würde, daß jedenfalls der Pole, der bisher von Deutſchen regiert worden war, 
ſich ſeiner Nationalität gemäß einrichte a: regtere 54 ? 


; fe dachten aber durchaus 
nicht daran, als Deutſche, bisher im innigen een Mit ber preußiſchen Mor 
narchie, ſich von dieſer und damit weſentlich zugleich von Deutſchland zu tren⸗ 
nen und unter die ihnen jedenfalls durchaus nicht zuſagende Herrſchaft von Po⸗ 
len zu kommen. Und das ſollte gerade in dem Augenblicke geſchehen, als das 
Nationalgefühl der Deutſchen lebendiger als jemals erwacht war, als der König 
von Preußen alle ſeine bisher noch nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staa⸗ 
ten dieſem anſchließen wollte. 50 

Durch dieſen ſcharfen Gegenſatz mußte unter allen Umſtänden zunächſt eine 
ſtarke Spannung zwiſchen den Deutſchen und Polen entſtehen, anfangs ge⸗ 
heim, dann nur zu bald öffentlich. Die Polen baten den König um eine natios 
nale Reorganifation des Grobherzogthums, welche ſich ſchnell aber ruhig und 
geſetzlich entwickeln ſolle. Während aber das im Allgemeinen nach und nach von 
der Staatsregierung zugegeben wurde, ohne doch die Einwilligung der Stände 
der Provinz einzufordern, was ſelbſt nach der provinzialſtändiſchen Verfaſſung 
durchaus nöthig geweſen wäre, ſuchte ein polniſches Central⸗Comite in Poſen 
die polniſchen Bewohner der ganzen Provinz unter die Waffen und natürlich 
auch die Kriegsgewalt des Landes in die Hand der Polen zu bringen. Es wurde 
neben vielen andern irrigen Nachrichten hauptſächlich verſichert, gehofft und ges 
glaubt, die Polen folten den Vortrab eines preußiſchen oder deutſchen Heeres 
gegen Rußland bilden, gegen das der Krieg ſofort ausbrechen werde, um das 
polniſche Reich herzuſtellen. Eine ſolche auf möglichſt durchgreifende Art 
führte Bewegung war nicht ohne Beeinträchtigung, ja Beſeitigung der pr a 
chen Behörde und nicht ohne weſentliche Verletzung der Intereſſen der zich 
ſchen, ja nicht ohne mehrfache Gewaltthätigkeiten gegen einzelne Deutſche e 8 

Kaum erwachte aber bei den Deutſchen die Beſorgniß, man — 1 N n 
Preußen trennen und einer polniſchen Regierung untergeben, als ra 2 29 
diſtrikte und in oen weſtlichen Kreiſen des Großherzogthums, noch nt b fi 
laufe des März, viele Deutſche zuſammentraten, ſich bewaffneten, 1 — 8 
übrigens mit voller Anerkennung der Anſprüche der Polen ni Peli 915 Gerech⸗ 
andigkeit, doch Trennung vom Großherzogthume nes 1, der B 4 
ligkeit verlange, daß Jedem das Seine werde. Die — 3 
den des Landes weder polniſch noch deutſch, nur die er rd en ihm den 
Charakter der Nationalität. Sie wären durch und durch Deutſche, wollten 
es immer bleiben und Deutſchland angehören. Sie rg um Aufnahme in den 
deutſchen Bund. So ſchieden ſich hier zuerſt nationale und territoriale deutſche 
und polniſche Intereſſen. Als die Staatsregierung 8 ſogleich auf Trennung 
einzelner Diſtrikte vom Großherzogthum eingebe" wollte, verlangten ſchon am 
März die Bewohner des Netzediſtrikts, der beabſichtigten polniſchen Meine 
ganiſation nicht unterworfen zu werden, baten um Truppen gegen — ‘ 
tigungen und erboten ſich, dieſen bewaffnet beizuſtehen. Bei aller unerfi tter⸗ 
licher Treue für den König, wollten ſie doch eher das Leben verlieren, als ſich 
Inſtitutionen aufdringen laſſen, durch welche ihre Nationalität vernichtet wer⸗ 
den würde. Dieſe nationale Bewegung der Deutſchen reizte die Polen und 
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bald ſtanden beide Nationalitäten einander fo feindlich gegenüber, daß es be 
dem beſten Willen der Führer nicht überall möglich war, Ausſchreitungen zu 
verhüten. Ein blutiger Bürgerkrieg drohete auszubrechen und die zahlreich her⸗ 
beigezogenen Preußiſchen Truppen konnten die Ordnung kaum im Allgemeinen 
aufrecht erhalten. Um dieſem zuvorzukommen und doch die nationale Reorga⸗ 
niſation der Provinz unter Preußiſcher Oberhoheit auszuführen, wurde der Ge⸗ 
neral v. Williſen nach Poſen geſchickt. Er ſollte nach dem Beſchluſſe des Mi⸗ 
niſteriums denjenigen Kreiſen, welche ſich der polniſchen Nationalität nicht an⸗ 
ſchließen wollen, insbeſondere diejenigen, in welchen die deutſche Nationalität 
überwöge, jedenfalls die Preußiſche Organiſation und Verwaltung erhalten. 
Der Verſuch des Gentral v. Williſen mußte nothwendig ſchon darum ſcheitern, 
weil die Polen das territoriale Intereſſe eben fo feſt hielten wie die Deutſchen 
das nationale, weil die Deutſchen im Großherzogthume in keinem Falle von 
Polen regiert werden wollten, und die Polen doch die Regierung für das ge⸗ 
fammte Großherzogthum in Anſpruch nahmen, endlich aber ſelbſt nicht im Stande 
waren, die durch Verſprechungen mancherlei Art unter die Waffen gebrachten 
Landleute zu beſchwichtigen und zur vereinzelten Rückkehr in ihre Heimath zu 
bewegen, weshalb die noch übrigen bewaffneten Abtheilungen derſelben unter 
blutigen Kämpfen mit Heeresgewalt aufgelöft werden mußten. 

Während dieſer Ereigniſſe lehnten die Poſener Provinzialſtände, am 6. 
April, den Antrag auf Einverleibung des geſammten Großherzogthums in den 
deutſchen Bund und Erwählung von 12 Abgeordneten zur deutſchen National- 
Verſammlung mit 26 Stimmen gegen 17 Stimmen ab, weil nach der Anſicht 
der Mehrzahl die Bewohner als Polen nicht in einer fremden Nationalität ders 
ſchwinden wollten. Die Minorität dagegen, welche ebenfalls nicht für die Auf⸗ 
nahme des geſammten Großherzogthums in den deutſchen Bund war, trug, weil 
nach amtlicher Zählung das Verhältnſß der deutſchen Bevölkerung im Groß⸗ 
herzogthume zur Polniſchen wie 5 zu 7 ſei, und die dem Großherzogthum ge⸗ 
währleifteten nationalen Inſtitutionen für die Deutſchen nur deutſche fein 
könnten, mindeſtens für die überwiegend deutſch bevölkerten Kreiſe um Aufnahme 
in den deutſchen Bund an und daß zugleich ſofort von den Provinzialſtänden 
5 Abgeordnete zur deutſchen National-Verſammlung und deren Stellvertreter 
gewählt würden. Dies fiel weg, als beſchloſſen wurde, die Wahlen nach Frank⸗ 
furt durch Urverſammlungen zu bewirken. Die Erbitterung, welche durch die 
blutigen Kämpfe zwiſchen Deutſchen und Polen auf das Höchſte geſtiegen war, 
drohete immerfort von Neuem auszubrechen, ja ſich von Seiten der Deutſchen 
ſelbſt endlich gegen die Regierung zu wenden. Die von der Staats-Regierung 
beantragte und ſicher erwartete, den II. April erfolgte, Aufnahme Oſt⸗ und 
Weſtpreußens in den deutſchen Bund, ſteigerte die Hoffnung der Deutſchen im 
Großherzogthum Poſen, ſich ganz von den Polen trennen und ebenfalls in den 
deutſchen Bund aufgenommen werden zu können. Zahlreiche Bittſchriften, mit 
vielen Tauſenden von Namen verſehen, welche unzweifelhaften Beweis von der 
Stimmung der deutſchen Bewohner gaben, gelangten an den König, der end⸗ 
lich nachgab und am 14. April befahl, die Kreiſe des ehemaligen Netzediſtrikts 
und 4 Kreiſe des Poſenſchen Regierungsbezirks von der polniſchen Reorganiſa⸗ 
tion auszunehmen und deren Einverleibung in den deutſchen Bund und die 
Wahl zum deutſchen Parlamente ſofort einzuleiten. Demgemäß wurden am 
22. April, auf Antrag Preußens, außer den oben beztichneten Kreiſen noch 
mehrere andere Kreiſe zum Theile, insgeſammt mit einer Bevölkerung von 
593,390 Köpfen, von der Bundesverſammlung in den deutſchen Bund aufge⸗ 
nommen. Bald darauf wurde die preußiſche Regierung in gleicher Weiſe ver⸗ 
anlaßt, bei dem Bundestage auf die Aufnahme von Stadt und Feſtung Poſen 
mit einigen andern Kreiſen, insgeſammt mit einer Bevölkerung von 273,500 
Seelen, in den deutſchen Bund anzutragen, was vom Bundestage auch am 
2. Mai geſchah. Von beiden Theilen ſollten 12 Abgeordnete zur Nationalver⸗ 
ſammlung geſchickt werden. Die genauere Angabe der Grenze zwiſchen dem 
deutſchen und dem polniſchen Theile wurde vorbehalten. 3 

Hiermit war nun bie Abſicht der preußiſchen Regierung, das im Jahre 
1815 gebildete Großherzogthum Poſen in zwei Theile, einen polniſch zu orga⸗ 
niſtrenden und einen zum deutſchen Bunde gehörigen, beſtimmt ausgeſprochen. 
An ſich muß das formale Recht Preußens, dieſe Theilung der Provinz ohne 
Genehmigung der Stände zu bewirken, beftritten werden. Wenn es indeſſen 
hier den unabweisbaren Forderungen der Deutſchen zu viel nachgab, wie früher 
bei der bewilligten nationalen Reorganifation der Provinz den Polen, ſo wird 
man ſich überzeugen, daß die alten Formen eben jo aus ihren Fugen gingen, 
wie die Provinz ſelbſt ſich faſt gewaltſam und wirklich in zwei Theile ſpaltete. 
Die Polen proteſtirten in zahlreichen Bekanntmachungen und Bittſchriften, nicht 
nur gegen die Einverleibung einzelner Ortſchaften und Kreiſe, ſondern jedes, 
auch des kleinſten Theiles der 8 in den deutſchen Bund und Wahl von 
Abgeordneten in die National⸗Verſammlung, nannten es eine neue Theilung 

olens und erklärten, nur nach Herſtellung des freien Polens, werde ſich daſ⸗ 
elbe mit ſeinen Nachbarn über verſchiedene Grenzfragen vertragen. 

Die preußiſche Regierung iſt aber durch die Erbitterung, welche vorzüglich 
feit der Convention von Jaroslawiec fo hoch gefliegen iſt, daß jeden Augenblick 
der fürchterlichſte Bürgerkrieg ausbrechen konnte, zu dem Schritte genöthigt 
worden, den ſie gethan. Die Forderungen der deutſchen Nationalität traten 
für eine deutſche Regierung zu gebieterifch auf, um leicht abgewieſen werden zu 
können. Deutſche konnten endlich doch nicht mit Bajonetten die Deutſchen dahin 
bringen, ſich polniſch regieren zu laſſen. Weil nun aber, wie geſagt, die deutſche 
Bevölkerung nicht in beſtimmten Strichen ausſchließlich, ſondern auch außer den 

tädten in der geſammten Provinz zerſtreut und mit den Polen vermiſcht wohnt, 
fo it es unmöglich, eine en fortlaufende Grenze zwiſchen beiden Nationa⸗ 
litäten zu ziehen. Damit fällt auch der Vorſchlag hinweg, der wohl hin und 
wieder gehört worden iſt, die einzelnen Ortſchaften abſtimmen zu laſſen und ſie 
der Mehrzahl nach dem einen eder dem anderen Theile zuzugeben. 

Eine völlige Trennung der Nationalitäten läßt ſich alſo bei der jetzigen Bes 
ſchaffenheit der Provinz nicht bewirken. Immer wird die eine oder die andere 
Nation mehr oder weniger verletzt werden müffen. Es wird daher nur noch das 
überwiegende Vorherrſchen der einen oder der andern Nationalität zu berück⸗ 
ſichtigen fein, um, da es nicht ganz zu vermeiden iſt, doch ſo wenig als mög⸗ 
lich zu verletzen. Nun haben wir ſchon bemerkt, daß in mehreren nordweſtlichen 
und weſilichen Kreiſen die Deutſchen fi zu den Polen wie 11 zu 3, in mehre⸗ 
ren nördlichen Kreiſen an der Netze doch wie 12 zu 7 verhalten. Man hat dieſe 
Angaben bestritten, doch ohne hinreichende Gründe. Sie ſind im Allgemeinen 
zuverläſſig genug und ſſammen aus dem Jahre 1843, alſo lange vor dem jegt 
fo hoch geſtiegenen Parteitampfe her. Ob alle dieſe Deutſchen ſeit Jahrhunder⸗ 


ten hier geſeſſen, oder ſeit mehreren oder wenigtren Jahren ſich anſäßig gemacht 
haben, iſt weſentlich gleich. Sie find nicht minder Deutſche als Andere und 
ſind hierher gekommen in der ſichern Zuverſicht, unter einer deutſchen Regierung 
als Deutſche zu leben. 

Mit dieſer Trennung der Kreiſe nach den in denſelben vorherrſchenden Na⸗ 
tionalitäten würde die immerhin nicht leichte Angelegenheit der Demarkation 
zu bewirken ſein — allein die weit ſchwierigere entſteht durch die Feſtung Pofen. 
Seitdem der größefte Theil des Herzogthums Warſchau an Rußland gekommen 
iſt, drängen ſich die Länder dieſes mächtigen Nachbaren wie ein Keil zwiſchen die 
neudeutſchen Länder Preußen's. Preußiſche Staatsmänner ſahen das ſehr wohl 
ein und es wurde daher, obgleich Kaiſer Alexander es noch nicht aufgegeben 
hatte, ein Königreich Polen in größerer Ausdehnung als nachher geſchah, zu 
gründen; doch ſchon im Winter 1814 darauf gedrungen, an Preußen den am 
meiſten weſtlich ausſpringenden Theil, nemlich das Poſen'ſche, weſentlich in der 
nachherigen Ausdehnung abzutreten. 

Die ſeitdem mit einem Koſtenaufwande von beiläuſig 10 Millionen Tha⸗ 
lern erbeute Feſtung Poſen, ift jezt das wichtigſte Bollwerk Deutſchland's gerade 
in einem Theile der öſtlichen Grenze, der am meiſten gefährdet if. In den 

änden eines Feindes würde es den gefährlichſten Angriffspunkt für Deutſch⸗ 
land bieten. Selbſt wenn kein Deutſcher hier wohnte, würde ſchwerlich ein 
Deutſcher unter den jetzigen Verhältniſſen dieſe Feſtung in andere Hände geben 
wollen. Allein die Stadt iſt weſentlich deutſch geworden. Die Zahl der Ein⸗ 
wohner iſt feit 1813, von 15,000 auf 40,000 geſtiegen. Deutſche und Juden 
zuſammengezählt, überwiegen die Polen an Zahl, mehr noch an Vermögen. 
Der Grundbeſitz der Polen beträgt nach einer mir mitgetheilten Angabe wenig 
über 14 Millionen, der Grundbeflg der Deutſchen und Juden weit über 4 Mil⸗ 
lionen. Um aber die Feſtung zu behaupten wird man genöthigt ſein, ihr auch 
die Zugänge von Glogau, Küſtrin und Thorn zu ſichern, und ihr einen Feſtungs⸗ 
bezirk gegen Oſten anzuweiſen. Dadurch wird zugleich der ungeſtörte Befig 
des Bromberger Kanals behauptet, es werden aber auch zahlreiche Striche, in 
denen die polniſche Bevölkerung überwiegend iſt, dem deutſchen Bunde einver⸗ 
leibt werden müſſen. 

Es entſteht nun durch die bezeichnete Theilung das offenbare Mißbverhält⸗ 
niß, daß die insgeſammt in der Provinz zahlreicheren Polen den kleineren, die 
insgeſammt weniger zahlreichen Deutſchen, dagegen den großern Theil der 
Provinz erhalten. Die Nothwendigkeit iſt aber nachgewieſen und wird dieſe 
nicht berückſichtigt, ſoll der Territorialumfang des alten polniſchen Reichs auch 
nur vom Jahr 1772 vollſtändig berückſichtigt werden, jo müflen auch noch ges 
gen 2 Millionen Deutſche in Oſt⸗ und Weſtpreußen weſentlich von Deutſch⸗ 
land getrennt und geradezu aufgeopfert werden. g 

Es wird die Ungleichheit der Theilung der Provinz, wenn auch nur einiger⸗ 
maßen, dadurch ausgeglichen, daß der polniſche Theil im Ganzen fruchtbarer 
als der weſtliche und nordweſtliche Theil ifl, ferner, daß die Zahl der Deutſchen, 
gegenüber den Polen, durchaus nicht das richtige Verhältniß des Umfanges und 
Werthes des Beſitzthums ausdrückt; dann wird kein Unbefangener läugnen, 
daß der polniſche Landmann ſich weit erträglicher unter einer deutſchen Regie⸗ 
rung, als der Deutſche unter einer polniſchen befinden wird; endlich, ſo ſchmerz⸗ 
lich es für den Deutfhen if, fo müflen doch viele Taufende von Deueſchen 
dem polniſch zu reorganiſtrenden Theile überwieſen werden. Ausgleichungen 
können indeſſen durch Ueberſtedelung derjenigen, welche in dem einen oder dem 
ep ae d nicht ice fich . einigermaßen durch die preußiſche 

egierung bewirkt werden, welche ſicher alle billigen Wü i 
Moglicpkeit berückſichtigen wird. „ eee 

Es würde wahrſcheinlich mit Anerkennung aufgenommen werden, wenn 
bei dieſer heftigen Parteifrage, als zur Feſtſetzung einer nicht nur preußiſchen, 
ſondern Reichsgrenze, die preußiſche Regierung durch Beihülfe Unparteiiſcher, 
wie es auch die Polen wünſchen, unterflügt würde, und ſehr wohlthätig dürfte 
es fein, wenn die Beendigung dieſer Begrenzung möglichſt bald bewirke werden 
könnte. Die endliche Zulaſſung der Deputirten des Deutſchland einzuverleiben⸗ 
den Theils des Großherzogthums würde aber nicht ſo weit hinauszuſchieben ſein, 
denn die Berichtigung von Einzelheiten der Grenze wird nicht ſo tief eingreifen 
können, daß die Verhältniſſe der Einwohnerzahl dermaßen vermindert würden, 
daß ſie auf die Zahl der zur Nationalverſammlung zu ſchickenden Abgeordneten 
wirken dürften. Haben nun auch einige von den Deutſchland zugewieſenen 
Kreiſen eine überwiegende Zahl an polniſchen Bewohnern, ſo müſſen doch auch 
dieſe vertreten werden, wie die weit über zwei Millionen Polen in Preußen und 
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